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ORGANISATION FUR WIRTSCHAFTLICHE
ZUSAMMENARBEIT UND ENTWICKLUNG

Gemaf3 Artikel 1 des am 14. Dezember 1960 in Paris unterzeichneten und am
30. September 1961 in Kraft getretenen Ubereinkommens férdert die Organisation fiir
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) eine Politik, die darauf
gerichtet ist:

- in den Mitgliedstaaten unter Wahrung der finanziellen Stabilitit eine optimale
Wirtschaftsentwicklung und Beschédftigung sowie einen steigenden
Lebensstandard zu erreichen und dadurch zur Entwicklung der Weltwirtschaft
beizutragen;

- in den Mitglied- und Nichtmitgliedstaaten, die in wirtschaftlicher Entwicklung
begriffen sind, zu einem gesunden wirtschaftlichen Wachstum beizutragen; und

- im Einklang mit internationalen Verpflichtungen auf multilateraler und nicht
diskriminierender Grundlage zur Ausweitung des Welthandels beizutragen.

Die Griindungsmitglieder der OECD sind: Belgien, Danemark, Deutschland,
Frankreich, Griechenland, Irland, Island, Italien, Kanada, Luxemburg, Niederlande,
Norwegen, Osterreich, Portugal, Schweden, Schweiz, Spanien, Tiirkei, Vereinigtes
Konigreich und Vereinigte Staaten. Folgende Staaten wurden zu den nachstehend
genannten Daten Mitglieder der OECD: Japan (28. April 1964), Finnland (28. Januar 1969),
Australien (7. Juni 1971), Neuseeland (29. Mai 1973), Mexiko (18. Mai 1994), die Tschechische
Republik (21. Dezember 1995), Ungarn (7. Mai 1996), Polen (22. November 1996), Korea
(12. Dezember 1996) und die Slowakische Republik (14. Dezember 2000). Die Kommission
der Europdischen Gemeinschaften nimmt an den Tatigkeiten der OECD teil (Artikel 13 des
Ubereinkommens tiber die OECD).
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VORWORT

Auf der ersten OECD-Konferenz der fur Klein- und Mittelunternehmen (KMU) zusténdigen Minister,
die von der italienischen Regierung im Juni 2000 in Bologna ausgerichtet wurde, nahmen Minister von fast
50 Mitglied- und Nichtmitgliedstaaten die ,,Charta von Bologna fiir eine KMU-Politik* an. Sie sahen die
Bologna-Konferenz al's Ausgangspunkt eines politischen Diaogs von OECD-Mitglieds- und Nichtmitglieds-
landern, an den sich ein kontinuierlicher Prozess der Beobachtung der Fortschritte anschlieRen sollte, die
bei der Umsetzung der Bologna-Charta erzielt werden. Dieser mit einer Erfolgsbeobachtung gekoppelte
Dialog wurde unter dem Begriff ,OECD-Bologna-Prozess* bekannt. Die zweite OECD-Konferenz der
zustandigen Minister fir KMU, deren Gastgeber das tirkische Ministerium fir Industrie und Handel ist
und die von den Ministern in Bologna ins Auge gefasst wurde, bietet Gelegenheit, die Auswirkungen
neuer an die Globalisierung gekniipfter Entwicklungen auf Klein- und Mittel unternehmen abzuschétzen.

Der vorliegende Bericht ist eine Zusammenfassung der Hintergrunddokumente fir die Konferenz von
Istanbul und enthé@lt eine Reihe politischer Feststellungen und Empfehlungen, die aus den vorbereitenden
Arbeiten der OECD-Arbeitsgruppe fur KMU und Unternehmertum hervorgegangen sind. Auf Grund der
starken Unterschiede, die zwischen den — inzwischen Uber 80 — am Bologna-Prozess teilnehmenden
Volkswirtschaften in Bezug auf den Grad der wirtschaftlichen Entwicklung, die institutionellen Regelungen
und den politischen Kontext bestehen, eignen sich nicht alle Elemente spezifischer Malinahmen und Pro-
gramme gleichermal3en fir alle Teilnehmer. Die nachstehend dargelegten Ergebnisse und Empfehlungen
bilden einen Gesamtkatalog, an dem sich die Regierungen bei der Forderung innovativer KMU in einer
globalen Wirtschaft orientieren kdnnen. In ihren grof3en Zigen sind die hier zusammengefassten Fest-
stellungen und Empfehlungen das Resultat einer eingehenderen Erérterung der Themen, die in der Bologna
Charta dargelegt wurden. Die Minister werden diese und andere Empfehlungen zum Gegenstand ihrer
Diskussionen auf der Istanbuler Konferenz machen.

Fir die Verdffentlichung dieses Berichts zeichnet der General sekretdr der OECD verantwortlich. Die
darin ausgedriickten Ansichten sind jene der Autoren der Hintergrundberichte, die hier zusammengefasst
sind, und decken sich nicht zwangsldufig mit denen der Organisation bzw. ihrer Mitgliedstaaten. Die
kompletten Hintergrundunterlagen sind auf der Website der Istanbuler Minister-Konferenz www.oecd-
istanbul.sme2004.org und der Website der OECD www.oecd.org/sti/smes in Englisch und Franzdsisch
erhdtlich.



Den Ministern bietet

sich Gelegenheit zur
Beurteilung der Prioritaten
der KMU-Palitik ...

... und zur Forderung
dynamischer, innovativer
KMU in einem globalen
Umfeld

Im vorliegenden Bericht
sind die fiir die Konferenz
vorbereiteten Hinter-
grunddokumente
Zusammengefasst

EINFUHRUNG

Die zweite OECD-Konferenz der fir KMU zustandigen Minister ver-
sammelt dreilfig OECD-Léander und Uber flnfzig Nichtmitgliedslander zu
einem Gedankenaustausch auf Ministerebene zum Thema , Forderung von
unternehmerischer Initiative und innovativen KMU in einer globalen Wirt-
schaft“. Sie bietet den Ministern die Gelegenheit, die Fortschritte zu beurtei-
len, die bisher bei der Umsetzung der auf der Konferenz von Bologna im
Juni 2000 angenommenen ,, Charta von Bologna* erzielt wurden. Bei diesem
Anlass werden die Minister auch evaluieren kénnen, welche politischen Priori-
téten gesetzt werden sollten, um das Potenzial — vor allem innovativer —
kleiner und mittlerer Unternehmen (KMU) zur Forderung der Wirtschafts-
leistung auszuschopfen, namentlich in Bezug auf Arbeitspléize und Produk-
tivitét.

Einer der grof3en Schwerpunkte der Konferenz ist die Férderung dyna-
mischerer KMU. Um wirtschaftlich erfolgreich zu sein und expandieren zu
konnen, entwickeln solche Unternehmen auf innovative Weise neue |deen,
Verfahren und Technologien — sofern das Geschaftsumfeld, in dem sie tétig
sind, dies gestattet. Bei einem Teil der behandelten Fragen geht es um Mal3-
nahmen, die sich auf die gesamte Wirtschaft und somit auf das algemeine
Geschaftsumfeld der Tétigkeit von KMU auswirken. Andere Fragen bezie-
hen sich auf Mathahmen und Programme, die gezielter darauf ausgerichtet
sind, Unternehmensgrindungen zu férdern, unternehmerische Initiative zu
stérken sowie die Expansion und den Erfolg bereits bestehender KMU zu
erleichtern. Weitere Fragen betreffen die Mobilisierung von Arbeitskraften,
insbesondere Frauen, um deren wirtschaftliches Potenzial voll auszuschép-
fen'. Der zweite groRRe Schwerpunkt der Konferenz liegt auf dem fortgesetzten
Prozess der internationalen wirtschaftlichen Integration sowie den Metho-
den, mit denen KMU — vor allem in Entwicklungslandern — dabei geholfen
werden kann, grotmaglichen Nutzen aus diesem Prozess zu ziehen.

In diesem Bericht sind die wichtigsten Ergebnisse der vorbereitenden
Arbeiten fir die Konferenz zusammengefasst, die in eine Reihe von Hinter-
grunddokumenten eingeflossen sind. Die nachstehenden ersten vier Abschnitte
beziehen sich auf Hintergrundmaterial zu den vier zentralen Workshops der
Ministertagung:

Unternehmergeist und Innovation in KMU,

Instrumente zur Forderung der Innovationsfahigkeit von KMU,
KMU in der globalen Wirtschaft,

Stérkung der entwicklungsfordernden Rolle von KMU.

1. Diese Arbeit ist ein wichtiger Bestandteil der Folgemal3nahmen des OECD Growth Project (The New Economy: Beyond
the Hype, OECD, Paris, 2001), in dessen Rahmen die Notwendigkeit mikrodkonomischer Reformen zur Férderung von
Innovation und Produktivitét in wissenshasierten V olkswirtschaften unterstrichen wurde. Dabei geht esvor alem um die
vier mikrotkonomischen Hauptantriebskréfte des Wachstums: Unternehmergeist, Innovation und Technologieverbrei-
tung, Informations- und Kommunikationstechnol ogie und Humankapital .
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In den letzten beiden Abschnitten sind die Arbeiten zu zwel Quer-
schnittsthemen zusammengefasst, die sich auf viele andere bel der Konfe-
renz behandelte Fragen beziehen und fir die Verbesserung der Gestaltung
und Umsetzung der KMU-Palitik von grundlegender Bedeutung sind:

Evauierung der KMU-Palitiken und Programme,

Auf dem Weg zu einer systematischeren statistischen Erfassung des
KMU-Verhaltens.

Die in den Hintergrunddokumenten enthaltenen wichtigsten Politik-
empfehlungen werden in mehreren, Uber den Gesamttext verteilten Kasten
zusammengefasst.



UNTERNEHMERGEIST UND INNOVATION IN KMU

Durch unternehmerische
Initiative und Unter-
nehmensgriindungen

entstehen Arbeitsplatze ...

... werden Wachstum und

Produktivitat gefordert ...

... und soziale Vorteile
geschaffen

Unternehmerische I nitiative und Unter nehmensgr indungen fordern

Die Grindung neuer Unternehmen und das Schrumpfen bzw. die
SchliefRung weniger produktiver Unternehmen sind wesentliche Faktoren
der modernen Wirtschaft. Neue Unternehmen sorgen dafiir, dass Ressourcen
in neue Tatigkeitsfelder flielzen, und wenn sie erfolgreich sind und rasch
wachsen kénnen, schaffen sie zahlreiche neue Arbeitsplétze. Aus empiri-
schen Untersuchungen der OECD geht hervor, dass der Umfang der Unter-
nehmensneugriindungen in den meisten Landern in etwa dem der Unter-
nehmensaufgaben entspricht und dass — was vielleicht Uberraschen dirfte —
zwischen den einzelnen Landern keine grofden Unterschiede bel den
Grindungs- und Schliefungsraten zu bestehen scheinen. Andererseitsist die
Wahrscheinlichkeit, dass neue Unternehmen schnell wachsen, in einigen
Landern offenbar grof3er als in anderen. Daran zeigt sich, wie wichtig ein
Geschéftsumfeld ist, in dem junge — insbesondere innovative — Unter-
nehmen rasch expandieren konnen, wenn sie einmal auf den Markt getreten
sind. Diesbeziglich bestehen auch erhebliche Unterschiede zwischen
den verschiedenen Branchen. Namentlich waren die Grindungs- und
Schlief3ungsraten in IKT-Dienstleistungsbranchen in den letzten Jahren
aulRergewdhnlich hoch, wahrend sie in reiferen Branchen niedrig waren.

Haufig mussen neue Unternehmen einen innovativen Vorteil gegen-
Uber ihrer Konkurrenz vorweisen, um tiberleben zu kdnnen, insbesondere in
jungeren und in Hochtechnol ogiebranchen, in denen der Wettbewerbsdruck
und die Firmenfluktuation hoch sind. Daher sind diese Unternehmen oft der
Entstehungsort neuer Verfahren oder Produkte und tragen zu Produktivitéts-
steigerungen in der Wirtschaft insgesamt bei. Auf kurze Sicht kénnen K osten-
eingparungen und gestiegener Wettbewerbsdruck zwar zu Arbeitsplatzabbau
fahren, empirische Studien der OECD deuten jedoch darauf hin, dass die
damit einhergehenden Unternehmensschlieffungen und -griindungen die
Reallokation der Ressourcen von aten, weniger produktiven Einsatzformen
zu produktiveren Feldern erleichtern. Auf langere Sicht schaffen die daraus
resultierenden Produktivitétssteigerungen die Grundlage fir ein hdheres
Wirtschaftswachstum und eine Anhebung des L ebensstandards.

Die staatlichen Stellen sind sich zunehmend des Beitrags bewusst
geworden, den ,, sozialer Unternehmergeist® zur Armutsbekémpfung und zur
Stérkung der Einbeziehung benachteiligter Gruppen leisten kann. Mehrere
Lénder haben in diesem Bereich spezielle Programme zur Unterstitzung
bestimmter Zielgruppen innerhalb der Bevilkerung eingerichtet. Solche
Programme missen sorgféltig konzipiert und so ausgerichtet werden, dass
sie mit den allgemeinen Programmen zur Forderung dieser Bevolkerungs-
gruppen in Einklang stehen.



Die Politik sollte fir ein
Geschaftsumfeld sorgen,
das unternehmerischer
Initiative und Unter-
nehmensgrindungen
Vorschub leistet

Die regulierungsbedingten
und administrativen
Belastungen fir mittel-
sténdische Unternehmen
sollten gering gehalten
werden

Aus- und Weiterbildung
konnen der Entstehung
einer dem Unternehmer -
geist verpflichteten Kultur
Vorschub leisten

Zur Schaffung eines Geschéftsumfelds, das unternehmerischer Initiative
und Unternehmensgriindungen forderlich ist und in dem junge, innovative
Firmen die Mdglichkeit haben, rasch zu expandieren, wenn sie einmal auf
den Markt getreten sind, bedarf es eines breiten Spektrums sich gegenseitig
verstérkender und unterstiitzender Mal3nahmen. Viele dieser Mal3nahmen
wirken sich zwar auf die Gesamtwirtschaft aus, haben jedoch fiir potenzielle
Unternehmer und KMU besonders grofdes Gewicht. Dazu gehort eine trag-
fahige Finanz- und Geldpolitik, die die Voraussetzungen fir ein stabiles
makrotkonomisches Umfeld schafft. Ferner gehtren dazu strukturpolitische
Malnahmen, die die gesamtwirtschaftlichen Rahmenbedingungen fir die
Téatigkeit der Unternehmen bestimmen und z.B. die Arbeitsmérkte, die
Gestaltung des Steuersystems, den Wettbewerb, die Finanzmérkte und
das Insolvenzrecht betreffen. Bei ihrer Ausarbeitung sollte beriicksichtigt
werden, wie sich solche strukturpolitischen Mal3nahmen auf das Grindungs-
geschehen und kleinere Unternehmen auswirken.

Es gibt zahlreiche Belege dafur, dass regulierungsbedingte und admini-
strative Belastungen die unternehmerische Aktivitét beeintréchtigen. Gesetz-
liche Marktzutrittsschranken sollten offensichtlich vermieden werden, sofern
sie keine ganz klaren Vorteile bringen, weil sie (laut einer Untersuchung der
Weltbank?) anscheinend mit weniger privaten Investitionen, hoheren
Verbraucherpreisen und mehr Korruption verbunden sind. Das Arbeitsrecht,
das der Weltbank zufolge in fortgeschrittenen Volkswirtschaften in der
Regel flexibler ist as in Entwicklungslandern, schrankt den Spielraum der
Geschéftdeitung ein und hat zur Folge, dass die Unternehmensgrofie redu-
ziert wird, die Forschungs- und Entwicklungsanstrengungen ebenso wie das
Investitionsniveau geringer sind und weniger in Technologie investiert wird.

Hindernisse fur Unternehmensschlieungen kénnen das Grindungs-
geschehen ebenfalls bremsen, was sich daran zeigt, dass die Schlief3ungs-
und Grindungsraten empirischen Beobachtungen zufolge in der Regel eng
miteinander korreliert sind. Da Unternehmensgriindungen mit erheblichen
Risiken verbunden sind und sich die Uberlebenschancen schwer beurteilen
lassen, schrecken institutionelle Regelungen, die Unternehmensaufgaben
sehr kostspielig werden lassen, von Unternehmensgriindungen ab. Aus
Arbeiten der OECD geht beispielsweise hervor, dass die Grindungsraten in
der Tendenz umso geringer sind, je langer Glaubiger Anspriiche auf die
Aktiva von Unternehmen rechtlich geltend machen kdnnen, die Insolvenz
angemeldet haben. Mit Mal3nahmen wie Gesetzesfolgenabschétzung und
Verfahren zur Verringerung des Verwaltungsaufwands kann einigen dieser
Probleme begegnet werden. Die beste Methode zur Minimierung von
regulierungsbedingten und administrativen Belastungen ist jedoch die Ein-
beziehung dieses Ziels in allgemeinere Programme zur Verbesserung der
Regulierungsqualitét, bei denen die Vereinfachung der Verwaltungsverfah-
ren ein kontinuierlicher Prozess ist, in dessen Rahmen séamtliche Regelun-
gen laufend geprift und entschlackt werden.

Das kulturelle Umfeld wird zunehmend al's ein Faktor gesehen, der zum
Aufbau einer der unternehmerischen Initiative gegentiber aufgeschlossenen
Gesellschaft beitragt, weil es grofRen Einfluss auf die Berufswiinsche hat
und die Einstellung zu Risiko und leistungsabhéngigem Erfolg prégt. Die
Entwicklung einer dem Unternehmergeist verpflichteten Kultur und die
Stérkung unternehmerischer Verhaltensweisen und Werte steht auf der

2. Weltbank, Doing Businessin 2004: Understanding Regulation, Washington, D.C., 2003.
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Dielokale Dimension muss
ber ticksichtigt werden

Programme und Forder-
mal3nahmen sollten
systematisch evaluiert
werden ...

... und soweit mdglich
auf empirische Belege
gestiitzt sein

Agenda der Regierungen inzwischen weit oben. Aus- und Weiterbildung
(einschliefdich lebendangem Lernen) im Bereich unternehmerische Initiative
und Kreativitdt sind die bevorzugten Instrumente zur Forderung unterneh-
merischen Verhaltens in der Gesellschaft, und vieles deutet in der Tat darauf
hin, dass sich solche Programme positiv auf die unternehmerische Aktivitét
und den Unternehmenserfolg auswirken konnen. Dennoch ist in diesem
Bereich trotz der zahlreichen Initiativen, die in den letzten Jahren gestartet
und umgesetzt wurden, noch eine Reihe von Schwachstellen und Problemen
festzustellen: Die Forderung der unternehmerischen Initiative ist weder in
den Lehrplénen noch in den langfristigen Wirtschaftsstrategien und -plénen
der einzelnen Lénder ausreichend verankert; auf Grund mangelnder 6ffent-
licher Mittel sind Lehr- und Forschungskapazitéten in diesem Bereich nur
eingeschréankt vorhanden; bei der Gestaltung und Umsetzung der Initiativen
muss die Koordinierung zwischen den verschiedenen Regierungsstellen
verbessert werden; das Konzept der Aus- und Fortbildung in unternehme-
rischer Initiative muss sich in weiteren Kreisen durchsetzen; ferner missen
sowohl die Evaluierung und Beurteilung der Initiativen als auch die dies-
beziigliche Datenerfassung verbessert werden.

Unternehmerische Initiative und KM U-Politik haben auch eine wichtige
lokale Dimension. In der Tat ist die Erhohung der Unternehmensgriindungs-
raten ein nahezu universelles Anliegen lokaler Gebietskorperschaften, die
die Entwicklung der Gemeinden beschleunigen bzw. deren Niedergang
entgegenwirken wollen, unabhéngig davon, ob es sich um arme oder wohl-
habende Kommunen handelt. In vielen Landern wurden Programme zur Ver-
ringerung von sozialer Not und Arbeitslosigkeit, einschlief3dlich chronischer
Arbeitdosigkeit, umgesetzt. Neue Unternehmen kdnnen eine Reihe von
Vorteilen bringen, die die lokae Entwicklung unterstiitzen, wie z.B. Beschéf-
tigungs- und Einkommenswachstum, besseres Dienstleistungsangebot fir
Verbraucher und Unternehmen sowie moglicherweise Vorreiter- und Motiva
tionseffekte. Bestimmungsfaktoren fir die Unternehmensgrindungsraten auf
lokaler Ebene sind: Bevdlkerungsstruktur, Arbeitslosigkeit, Wohlstand,
Bildungs- und Berufsprofil der Erwerbsbevolkerung, Verbreitung anderer
kleiner Unternehmen und I nfrastrukturausstattung.

Um Formen von Politik- und Marktversagen zu begegnen, die die
unternehmerische Aktivitdt bremsen und die Expansionsméglichkeiten
innovativer kleinerer Unternehmen beschranken, muss die Rolle des Staats
haufig Uber die Schaffung der Rahmenbedingungen fir die Geschéftstétig-
keit hinausgehen. In der Praxis sind hierzu u.U. komplexe Programme und
Fordermal3nahmen fir kleinere Unternehmen notwendig, fir die es mog-
licherweise an Ressourcen mangelt. Viele dieser Programme und Mal%-
nahmen werden auf lokaler Ebene konzipiert und umgesetzt. Zur Sicherung
der Kosteneffizienz und Zielgenauigkeit dieser Programme ist es wichtig,
dass sie systematisch geprift, bewertet und evaluiert werden. Was dies
beinhaltet, wird an spéterer Stelle noch eingehender erléutert.

Es wére sehr zu wiinschen, dass die politischen Entscheidungen in voller
Sachkenntnis, auf der Grundlage solider empirischer Befunde getroffen
werden konnen. Leider sind die hierzu erforderlichen Daten und Analysen
unzureichend. Die Schaffung einer soliden Grundlage fir die Entscheidungs-
findung erfordert den Ausbau der vorhandenen empirischen Informations-
basis aus Daten und Statistiken, um die Durchfihrung politikrelevanter
empirischer Analysen zu ermdglichen. Welche Fragen sich hier stellen, wird
an spéterer Stelle eingehender erlautert.



Zentrale Politikempfehlungen

Stabile makrotkonomische Rahmenbedingungen zur Verbesserung des unternehmerischen Geschéfts-
umfelds gewahrleisten. Bei der Politikgestaltung in Bereichen wie Wettbewerb, Regulierungsrahmen, Steuer-
system, Arbeitsmérkte, Finanzmérkte und Insolvenzrecht sollte darauf geachtet werden, wie sich diese Faktoren
auf KMU und Innovationstétigkeit in wissensbasierten V olkswirtschaften auswirken.

Verwaltungsvor schriften und -kosten, die KM U Uber proportional belasten, verringern und vereinfachen.
Die Stellungnahmen der KMU im Regulierungsprozess beriicksichtigen; von den zusténdigen Behérden verlangen,
dass sie Regulierungsfolgenabschétzungen fir KMU vorlegen; zentrale Anlaufstellen fir die Information Gber
Regulierungen und die Erledigung der entsprechenden Formalitéten einrichten; den Einsatz von E-Government-
Instrumenten fordern.

Unter nehmerisches Denken und Unternehmerkultur in der Gesellschaft fordern, namentlich durch Aus-
und Weiter bildung. Unternehmerisches Denken auf allen Ebenen in das formelle Bildungssystem einbeziehen
und den Zugang zu Informationen, Kompetenzen und Fachwissen in diesem Bereich durch Programme fir
»lebenslanges Lernen” fir Erwachsene sichern; durch die Férderung des Angebots an privaten Mérkten und die
Einrichtung von Lehrgangen zur Vermittlung praktischer Erfahrungen fir eine weitere Verbreitung der
Schulungsprogramme sorgen.

Die lokale Entwicklung bei der Forderung des Unternehmertums einbeziehen. Die Rolle der nachgeordneten
Gebietskorperschaften bei der Forderung der unternehmerischen Initiative ist von grof3ter Bedeutung und sollte
entsprechend der Situation der einzelnen Lander definiert und mit der Politik der Zentralverwaltung koordiniert
werden.

Finanziell realistische Programme zur Férderung von KMU und unternehmerischer Initiative einrichten,
die so gestaltet sind, dass sie messhare Ergebnisse bringen. Eine dem Evaluierungsprinzip verpflichtete
Kultur schaffen, um sicherzustellen, dass die Programme einem systematischen Monitoring unterzogen und auf
ihre Ergebnisse bei der Verwirklichung der gesetzten Ziele und ihre K osteneffizienz hin bewertet werden.

Die Fakten- und Analysegrundlage der politischen Entscheidungsfindung stérken, damit die politisch
Verantwortlichen auf empirische Daten gestiitzte fundierte Entscheidungen treffen konnen. Solidere
statistische Grundlagen ermdglichen Analysen im Landervergleich und politikrelevante Langsschnittstudien.
Zur Beobachtung des Grads der unternehmerischen Aktivitét und des Unternehmensumfelds in den einzelnen
Landern sollte ein Katal og international vergleichbarer Indikatoren ausgearbeitet werden.

Unternehmerische I nitiative bei Frauen fordern

Der Unternehmergeist von Die unternehmerische Tétigkeit von Frauen wird zunehmend als ein
Frauen kann einewichtige  wichtiger Motor fir die Beschaftigung und das Wachstumspotenzial ange-
Wachstumsguelle sein ... sehen. Es liegen zwar nur wenig Daten vor, Schétzungen ist jedoch zu

entnehmen, dass in Europa (EU-Mitgliedstaaten und sonstige européische
Lander) mehr als 10 Millionen Frauen einer selbststéandigen Erwerbstétigkeit
nachgehen. In den Vereinigten Staaten bieten 6,4 Millionen selbststéndig
erwerbstétige Frauen 9,2 Millionen Menschen einen Arbeitsplatz. Ausgehend
vom Verhdltnis abhéngig Beschéftigte/Selbststandige in den Vereinigten
Staaten lasst sich errechnen, dass die selbststéndig erwerbstétigen Frauen in
den erfassten européischen Landern ungeféhr 15 Millionen Arbeitskréfte
beschéftigen konnten. In der Tat ist die selbststandige Erwerbstétigkeit eine
der wichtigsten Arbeitsplatzoptionen fur Frauen, vor alem in Entwicklungs-
landern. Da Frauen ein anderes Verhalten haben as Manner, bereichert ihre
unternehmerische Tétigkeit die Gesellschaft zudem durch andersartige,
héufig innovative Ideen zur Lésung von Management- und Organisations-
problemen sowie zur Nutzung neuer Moglichkeiten.
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... dieses Potenzial bleibt
jedoch groR3enteils
ungenutzt

Im Interesse einer sachlich
fundierten Politikgestaltung
muss die empirische Daten-
grundlage verbessert
werden ...

... eskonnen jedoch bereits
Hindernisse identifiziert
werden, dieeszu
beseitigen gilt

Fortschritte sind mdglich
durch die Beseitigung
von Hemmnissen fur

die Erwerbsbeteiligung
von Frauen ...

Dennoch sind Frauen unter den Unternehmern noch immer fast Uberall
eindeutig in der Minderheit (Abb. 1). Zudem betrifft ihre Entscheidung, ein
Unternehmen zu grinden bzw. zu fihren, im Allgemeinen andere Wirt-
schaftssektoren als dies bei M&nnern der Fall ist. Diese Branchen —in erster
Linie Einzelhandel, Bildung und sonstige Dienstleistungen — gelten haufig
als Wirtschaftszweige, die weniger zu Wirtschaftdeistung und Wachstum
beitragen als das Verarbeitende Gewerbe und Branchen mit htherem Techno-
logiegehalt. Insgesamt scheint es Formen von Marktversagen und Hindernisse
Zu geben, die dem Umfang der Unternehmensgriindungen durch Frauen
sowie deren Erfolgschancen Grenzen setzen.

Da es an verlésslichen Daten und Analysen zur unternehmerischen
Téatigkeit von Frauen mangelt, kann sich die Politikgestaltung hier nur auf
wenige empirische Grundlagen stiitzen. Die Datenerfassung wird durch
Definitionsprobleme erschwert, und in einigen Landern ist die Erhebung
personenbezogener Daten verboten, was eine geschlechtsspezifische Analyse
unmadglich macht. Selbst in den wenigen Landern, fur die solche Daten
vorliegen, fehlen wichtige Informationen zur Entwicklung im zeitlichen
Verlauf (Paneldaten) oder zur Gesamtbevolkerung. Im Bereich der Analysen
sind Langsschnittstudien erforderlich, um die Uberlebens- und Wachstums-
chancen von Unternehmen (von Frauen und Méannern gegriindet bzw. gefiihrt)
sowie den Zeitpunkt der Unternehmensgriindung und -aufgabe zu unter-
suchen. Dies ist im Fall von Unternehmerinnen besonders wichtig, da sich
die Hindernisse und Herausforderungen, mit denen sie konfrontiert sind, mit
dem Grad ihrer Einbindung in den unternehmerischen Prozess zu veréndern
scheinen. Genauer gesagt sehen sich Frauen in den verschiedenen Stadien
dieses Prozesses (d.h. Identifizierung einer Geschaftsmdéglichkeit, Nutzung
dieser Moglichkeit und Beschaffung von Finanzierungsmitteln) unterschied-
lichen Hindernissen ausgesetzt. Je nach Art dieser Hindernisse werden nur
bestimmte Typen von Frauen eine Unternehmertétigkeit aufnehmen und
dabel erfolgreich sein. Derzeit ist das Gesamtbild, Uber das wir verfligen,
noch immer auf Querschnittsstichproben gestiitzt, wenngleich in den letzten
Jahren sowohl der Erfassungsbereich als auch der Umfang der vorliegenden
Daten ausgedehnt wurde.

Inwieweit es Frauen moglich ist, ihr Potenzial as Unternehmerinnen
auszuschopfen, hangt sowohl von der Stellung und der Rolle der Frau in der
Gesellschaft als auch von den innerhalb der Gesellschaft wirkenden Kréften
ab, die die unternehmerische Initiative beeinflussen. Diese Kréfte resultieren
aus dem politischen Kontext, dem institutionellen Rahmen, der Familien-
politik, den Marktkraften sowie der Eignung der einzelnen Person, d.h.
ihrem Temperament und ihrer Befahigung zu unternehmerischem Handeln.
Konkrete Hindernisse, die einer stérkeren unternehmerischen Tétigkeit von
Frauen entgegenstehen, sind unzureichende Bildung, fehlende Vorbilder, an
bestimmten Rollenklischees orientierte Konzepte des Unternehmertums,
geringer sozialer Status, zu starke zeitliche Beanspruchung — insbesondere
durch familiére Pflichten — und begrenzter Zugang zu Finanzierungsmitteln.

Ein wichtiger Bereich, in dem Verbesserungen mdglich sind, ist die
Beseitigung von Hemmnissen fir die Erwerbsbeteiligung von Frauen.
Familienfreundliche MalRnahmen, insbesondere in Bezug auf Kinderbetreu-
ung, Elternurlaubsregel ungen und sonstige Mal3nahmen, etwa kinderbezogene
finanzielle Unterstiitzung, konnen positive Auswirkungen auf die Beschéfti-
gung von Frauen im Allgemeinen und auf deren unternehmerische Aktivitét
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Abbildung 1 Arbeitgeberinnen und selbststindig erwerbstiitige Frauen

Prozentualer Anteil an der Gesamtzahl der Arbeitgeber und selbststindig Erwerbstéitigen

Ausgewihlte europiische Lander, 2000
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Quelle: United Nations Economic Commission for Europe, Gender Statistic Database.

Ausgewihlte APEC-Linder, 1998
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Quelle: B.J. Chun, Woman Entrepreneurs in SMEs in the APEC Region, APEC, Singapur, 1999.
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... durch die Einbeziehung
einer weiblichen
Perspektive in die
Entwicklung von
Programmen zur
Forderung von KMU ...

... und indem sichergestel It
wird, dass sich Unter-
nehmerinnen Gehor
verschaffen kdnnen

im Besonderen haben. Solche Malinahmen sind in jeder Volkswirtschaft
Teil eines umfassenderen Katalogs wirtschaftlicher und sozialer Regelun-
gen, und ein Zusammenhang zwischen ihnen und den im Landervergleich
beobachteten Verhaltensweisen ist nicht ohne weiteres herzustellen. In
Ubergangsldndern und in den nordischen Landern z.B. sind die Regelungen
fUr erwerbstétige Frauen mit am ginstigsten, und doch zeichnen sich diese
Lander nicht durch einen besonders hohen Grad an unternehmerischer
Aktivitdt von Frauen aus. Familienfreundliche Malinahmen ermdglichen
jedoch eine flexiblere Zeiteinteilung, um familidre Pflichten leichter mit
einer beruflichen Karriere zu vereinbaren.

Die Manahmen und Programme sind haufig zu sehr auf Manner zu-
geschnitten, wohingegen die besonderen Bediirfnisse von Unternehmerinnen
und die Hindernisse, die ihrer Tétigkeit und ihrem Erfolg im Wege stehen,
nicht gentigend berticksichtigt werden. Damit Mal3nahmen und Programme
zur Forderung von KMU und unternehmerischer Initiative einen effektive-
ren Beitrag zu mehr Chancengleichheit von Mannern und Frauen leisten
konnen, sollten die Belange von Frauen im Stadium der Programmentwick-
lung einbezogen werden. Wie ale Fordermal3nahmen und -programme
sollten auch diese regelméldig evaluiert werden, um festzustellen, wie die
Wirksamkeit derjenigen, die weitergefiihrt werden sollen, sowohl in Bezug
auf die Auswirkungen a's auch auf die Beteiligung der Zielgruppen erhéht
werden kann.

Der effizienteste Weg, um zu gewéhrleisten, dass die Mal3nahmen und
Programme den Anforderungen von Frauen Rechnung tragen, ist die Ein-
beziehung dieser Dimension im Stadium der Politikformulierung. Dies kann
auf vielerlei Weise geschehen, z.B. durch Konsultationen mit Verbanden, die
Unternehmerinnen vertreten, als einem festen Bestandteil des Gestaltungs-
prozesses. Ein anderes Konzept, das in den Vereinigten Staaten viel Erfolg
hatte und wahrscheinlich demnéchst in Kanada getestet wird, ist die Ein-
richtung einer staatlichen Agentur fur selbststéndiges Unternehmertum, die
selbst die Programmverantwortung fir die Information und Unterstiitzung
von Unternehmerinnen trégt.

Unterstiitzung fur die unternehmerische Tétigkeit von Frauen sollte
sich nicht auf staatliche Manahmen und Programme beschréanken. Unter-
nehmerinnen und ihre Fachverbande haben vie voneinander zu lernen.
Daher sollte der Aufbau von Netzwerken sowohl innerhalb der einzelnen
Volkswirtschaften a's auch auf internationaler Ebene unterstiitzt werden, um
die Wissensverbreitung und den Erfahrungsaustausch im privaten Sektor zu
fordern und unternehmerische Anstrengungen von Frauen zu erleichtern.
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Zentrale Politikempfehlungen

Die Erwerbsbeteilung der Frauen durch die Sicherung des Angebots an erschwinglicher Kinderbetreu-
ung und Gleichbehandlung am Arbeitsplatz erhthen. Die Stérkung der Stellung der Frau in der Gesellschaft
und die Forderung der unternehmerischen Initiative im Allgemeinen werden sich positiv auf die unternehme-
rische Tatigkeit von Frauen auswirken.

Unternehmerinnen ein Mitspracherecht geben. Dies kann u.a. durch die Schaffung staatlicher Agenturen fur
Unternehmerinnen erleichtert werden. Solchen Stellen kdnnte die Programmverantwortung fir die Einrichtung
von Unternehmenszentren fUr Frauen, die Organisation von Informationsseminaren und -tagungen und/oder die
Bereitstellung von internetbasierten Informationen fur Frauen, die ein Unternehmen griinden bzw. ihr Unter-
nehmen vergrofRern mochten, Ubertragen werden.

Eine weibliche Unter nehmensper spektive in die Ausarbeitung der KM U-Politik einbeziehen. Mdglich ist
dies durch die Berlicksichtigung der Auswirkungen auf die unternehmerische Aktivitét von Frauen bei der Aus-
arbeitung der Mal3nahmen.

Die Entwicklung von Unternehmerinnennetzwerken fordern. Solche Netzwerke liefern wertvolle Informa-
tionen Uber das unternehmerische Engagement von Frauen sowie Instrumente fir dessen Entwicklung und For-
derung. Kooperationen und Partnerschaften zwischen nationalen und internationalen Netzwerken kénnen unter-
nehmerische Projekte von Frauen in einer globalen Wirtschaft erleichtern.

Die Auswirkungen samtlicher KM U-bezogener Mafdnahmen auf den Erfolg von Unternehmen, deren
Eigentimer Frauen sind, und den Nutzungsgrad dieser MafRnahmen durch diese Unternehmen regel-
maRig evaluieren. Ziel ist es, Moglichkeiten zur Steigerung der Effizienz jener Mal3nahmen zu finden, die
weitergefiihrt werden sollen. Auf diese Weise ermittelte empfehlenswerte Praktiken sollten einem grof3eren
Kreis zuganglich gemacht und Gegenstand eines international en Erfahrungsaustauschs werden.

Die Fakten- und Analysegrundlagen zur Untersuchung der Rolle von Unternehmerinnen in der Wirt-
schaft stérken. Dazu mussen die statistischen Grundlagen fur geschlechtsspezifische Landervergleichsanalysen
und Langsschnittstudien zu den Effekten wichtiger Entwicklungen und Maf3nahmen, namentlich im zeitlichen
Verlauf, ausgebaut werden.
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INSTRUMENTE ZUR FORDERUNG DER INNOVATIONSFAHIGKEIT VON KMU

Der unzureichende Zugang
zu Wagniskapital ist eines
der groften Hindernisse
fur die Expansion von
KMU

Das Hauptproblem betrifft
Kompetenzen und
Fachwissen ...

... und nicht etwa
mangel nde Geldmittel

Finanzierung innovativer KMU

Wegen der hohen Verwaltungskosten und der Ungewissheit Uber die
zukUnftigen Ergebnisse ist die Finanzierung von KMU fir potenzielle Geld-
geber aus dem privaten Sektor haufig unattraktiv. Fir innovative KMU, die
sich vergrofRern wollen, ist dieses Problem besonders akut und erschwert den
Abschluss von Vertragen, deren Bedingungen sowohl fir die Investoren als
auch fur die um Wagniskapital bemilhten KMU annehmbar sind. Dies ist
erstens darauf zurtickzuftihren, dass die Ertrége aus innovativen Aktivitéten
aulerst ungewiss und héufig asymmetrisch verteilt sind. Zweitens verfiigen
die Unternehmer u.U. tber mehr Informationen Uber die Art und die Merk-
male ihrer Produkte und Verfahren als potenzielle Investoren. Drittens sind
innovative Aktivitéten Ublicherweise immateriell, weshalb sich ihr Geldwert
nur schwer beurteilen 18sst, solange sie noch keinen kommerziellen Erfolg
haben. Diese Situation hat zur Einfihrung einer Vielzahl von staatlichen
Programmen zur Beseitigung der Finanzierungsschwierigkeiten gefihrt, mit
denen sich innovative KMU subjektiv konfrontiert sehen.

Zur Losung dieser Probleme gilt es, Wege zu finden, mit denen Unter-
nehmergeist und Finanzmittel zusammengebracht werden konnen. Dazu
mussen die Geldgeber sichergehen kénnen, dass das Unternehmen tber das
erforderliche unternehmerische, technische und betriebswirtschaftliche
Fachwissen verfugt. Ferner sollten die Investoren aktiv in die Entwicklung
des von ihnen finanzierten Unternehmens einbezogen werden. Hierzu bedarf
es einer Kategorie von Intermedidren, die in der Lage sind, die Qualitdt der
K apital suchenden zu beurteilen, die ndtigen Uberpriifungen ihrer wirtschaft-
lichen und finanziellen Lage vorzunehmen (due diligence), Erfolgschancen
und Leistungsfahigkeit zu prifen und den KMU Unterstiitzung bei der
Geschéftsfihrung anzubieten. An den Vorteillen enger Kontakte zwischen
Geldgebern und Kapitalsuchenden zeigt sich auch, wie wichtig regionae
und lokale Initiativen, Business-Angel-Netzwerke sowie ,, Business-Inkuba-
toren” (Grunderzentren) sind.

Dies hat wichtige Konsequenzen fir die Politik. Erstens bedeutet es,
dass sich allein mit der Bereitstellung von Geldmitteln far innovative KMU
wohl kaum viel erreichen lasst: Viele Mittel wirden wahrscheinlich ver-
geudet werden, die Ertrége durften gering ausfallen und die Unternehmer
wirden weiter Uber Probleme bei der Beschaffung von Finanzierungsmitteln
klagen. Zweitens ist zu beachten, dass die Merkmale, die Ublicherweise als
Zeichen gut entwickelter Finanzmérkte gelten — namentlich effiziente Aktien-
mérkte und Bankensysteme —, zwar gegeben sein mussen, aber u.U. nicht
ausreichen. Drittens ist es unwahrscheinlich, dass die traditionellen Instru-
mente der staatlichen Politik, wie Steuererleichterungen, Subventionen,
Regulierung und Einrichtung neuer staatlicher Institutionen, hier richtig
greifen.
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Saatliche finanzielle
Unterstlitzung sollte sich
auf die Anfangsstadien
konzentrieren und die
Beschaffung privater
Finanzmittel erleichtern

Dieinternationalen
Kapitalmérkte spielen
ebenfalls eine Rolle

Staatliche Unterstiitzung in begrenztem Umfang kann dort angezeigt
sein, wo sich noch keine privaten Finanzmérkte herausgebildet haben, auf
denen sich expansionswillige KMU Wagniskapital beschaffen kodnnten.
Beispielsweise wurde selbst der gut entwickelte Wagniskapitalmarkt der
Vereinigten Staaten Uber viele Jahre hinweg aus Bundeskassen gefordert.
Wo solche Fordermittel zur Verfligung gestellt werden, sollten sie gezielt auf
die Anfangsstadien der KM U-Entwicklung ausgerichtet sein, wéhrend denen
die Probleme bei der Beschaffung von Geldmitteln am akutesten sind (Abb. 2).
Ferner sollten sie vom privaten Sektor verwaltet werden und so strukturiert
sein, dass sie die Beschaffung von privaten Mitteln erleichtern. Die Erfah-
rungen mehrerer Lander, in denen es Investitionsgesellschaften fur kleinere
Unternehmen gibt, kdnnten hier niitzliche Orientierungshilfen liefern.

Uber die erforderliche Nahe und enge Interaktion zwischen Investoren
und Unternehmern in den Anfangsstadien der Unternehmensentwicklung
sollte nicht der Beitrag vergessen werden, den internationale Kapitalméarkte
leisten konnen. Wo die Kapitalmérkte nicht gut ausgebildet sind — nament-
lich in Entwicklungdl@ndern —, kann der Bedarf an neuen Institutionen durch
die Mdglichkeit, Finanzierungsmittel und Fachwissen auf internationaler
Ebene zu beschaffen, auf ein Mindestmal’ reduziert werden.

Abbildung 2 Wagniskapitalinvestitionen, 1999-2002
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Quelle: OECD Venture Capital Database, 2003.
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Das Reglementierungs-
umfeld sollte so
ausgestaltet sein,

dass seine negativen
Auswirkungen auf

die Bereitstellung von
Wagniskapital moglichst
gering bleiben

Die Identifizierung und
Messung immaterieller
Aktiva sollte verbessert
werden

Vorschriften und aufsichtliche Regelungen zur Sicherung der Trag-
fahigkeit der Finanzsysteme konnen die Bereitstellung von Wagniskapital
fir KMU beeintréchtigen. Derartige Regelungen sollten vor ihrer Umsetzung
einer Kosten-Nutzen-Analyse unterzogen und ihre Auswirkungen in der
Folge laufend beobachtet werden. In diesem Zusammenhang sollten auch
die Auswirkungen der neuen Baseler Eigenkapitalvereinbarung (Basel I1) fur
innovative KMU und fir KMU generell in den Entwicklungsléndern ein-
gehender untersucht und weiter geprift werden. Wo die derzeitigen Regelun-
gen institutionelle Anleger an der Bereitstellung von Wagniskapital hindern
oder den Umfang der internationalen Investitionen in Wagniskapital begren-
zen, sollten sie einer Neubeurteilung mit Blick auf ihre Lockerung oder
Abschaffung unterzogen werden.

Immaterielle Aktiva schliefdlich, wie z.B. geistiges Eigentum, sind wich-
tige Bestandteile des Wachstumspotenzials innovativer — insbesondere techno-
logieorientierter — Startups und KM U. Bessere Methoden zur Identifizierung,
Messung und Bilanzierung dieser Aktiva kénnen eine exaktere Bewertung
der KMU — vor alem solcher, die sich potenziell in den Frihphasen ihres
Wachstums befinden — durch die Finanzmérkte erleichtern und ihre Chancen

bei der Beschaffung des erforderlichen Wagniskapitals verbessern.

Zentrale Politikempfehlungen

Maf3nahmen zur Férderung der Bereitstellung von Wagniskapital fur innovative KMU gezielt auf die
Anfangsstadien der Unternehmensfinanzierung ausrichten. Offentliche Mittel kénnten zur Mobilisierung
privater Mittel eingesetzt werden, um die Finanzierungsliicke zu verringern. Wo die einzelnen Lander eine
solche Unterstiitzung fir angebracht halten, konnten sie von den Erfahrungen einiger Lander lernen, in denen es
bereits I nvestitionsgesel I schaften fur KMU gibt.

Der Notwendigkeit enger Kontakte zwischen Geldgebern und Kapitalsuchenden Rechnung tragen, insheson-
dere bei Kleininvestitionen. Fir solche Investitionsformen sind regionale und lokale Beteiligungsinitiativen
(z.B. Regionafonds) geeignet. Solche Kapital beteiligungsprogramme sollten parallel zur Entwicklung und For-
derung regionaler und lokaler Business-Angel-Netzwerke sowie Business-Inkubatoren eingerichtet werden.

Die Managementkenntnisse und das technische Fachwissen der Intermediare erhdhen, deren Aufgabe es
ist, Unternehmen zu evaluieren und zu beobachten. Dazu muss eine Kategorie von Intermedidren geschaffen
werden, deren Hauptaufgabe die Reduzierung der Informationsasymmetrie zwischen Unternehmern und Geld-
gebern ist, und zwar durch: @) Beurteilung der Qualitdt der Kapitalsuchenden, b) Priifung ihrer finanziellen und
wirtschaftlichen Lage, c) Corporate Governance und Monitoring, d) Unterstiitzung der KMU bel der Nutzung
der zur Verfigung gestellten Mittel.

Internationale Transfers von institutionellen Infrastrukturen und Fachwissen erleichtern. Es gilt Metho-
den zu untersuchen, die es Landern mit weniger gut entwickelten Kapitalmérkten erméglichen, die Erfahrungen
von Landern mit gut entwickelten Aktienmérkten zu nutzen. Wenn der Zugang zu liquiden internationalen
Aktienmérkten und zu Anlegerkreisen gewdhrleistet ist, die Erfahrung mit wagniskapitalgestiitzten Borsen-
einfuhrungen haben, |&sst sich die Einrichtung neuer Institutionen vermeiden.

Im Fall neuer Regelungen, die sich nachteilig auf die Bereitstellung von Wagniskapital auswirken kénnten,
vor der Umsetzung eine Kosten-Nutzen-Analyse ihrer moglichen Effekte durchfiihren und die Auswir-
kungen in der Folge weiter beobachten. Bereits bestehende Regelungen, die die Mdglichkeiten institutionel ler
Anleger zur Tétigung von Wagniskapitalinvestitionen beschneiden und den Zufluss von auslandischem Wagnis-
kapital behindern, sollten einer Prifung mit dem Ziel ihrer Verringerung, Lockerung oder Abschaffung unter-
zogen werden.

Gemeinsam mit Wirtschafts- und Rechungspr tferverbanden dafiir sorgen, dassKMU ihreimmateriellen
Aktiva erkennen, messen und bilanzieren (IKT-Kompetenzen, Organisationsformen, Software und Netzwerke,
geistige Eigentumsrechte). Auf diese Weise kann die Verwaltung der Aktiva neuer bzw. kleiner Unternehmen
effektiver gestaltet und ihr Wert von Kapitalmérkten und Investoren zuverlassiger ermittelt werden.
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KMU miissen externe

I nformations-, Wissens-
und Technologiequellen
nutzen

Netzwer ke innovativer
Unternehmen sollten
gefordert werden

Cluster, Netzwer ke, Partner schaften und Rechte an geistigem
Eigentum

Mehr noch als GroRBunternehmen missen KMU Zugang zu externen
Informations-, Wissens-, Know-how- und Technologiequellen haben, um
ihre eigene Innovationsféhigkeit zu starken und ihre Méarkte besser erreichen
Zu kénnen. Diesen Zugang konnen sie sich nur z.T. Uber die Mérkte fir Giter,
Dienstleistungen, geistiges Eigentum und Humanressourcen verschaffen. Sie
missen auch an Netzwerken teilnehmen, insbesondere an solchen, die
implizites Wissen und sonstige nicht handelbare Kompetenzen fordern, die
fir eine innovationsgestiitzte Wettbewerbsstrategie von entscheidender
Bedeutung sind.

Unterschiedliche Arten von KMU haben unterschiedliche Bedurfnisse,
weshab fir sie jeweils andere Netzwerkstrategien geeignet sind (Abb. 3).
Alle missen sie jedoch an die produktivsten Quellen neuer Kenntnisse und
fachlicher Kompetenzen angeschlossen sein, sei es direkt oder indirekt tber
mehrschichtige Innovationsnetzwerke, die die forschungsintensivsten und/oder
innovativsten Unternehmen mit anderen Firmen auf regionaler, nationaler
und globaler Ebene verbinden.

Abbildung 3 Verschiedene Arten von Innovationsnetzwerken

Netzwerktyp (Erhebung in 8 européischen Landern’) Anteil in %

Schwache oder keine Netzwerkbildung 12.9

Von Ausristungsglterherstellern
(ES) beherrschte Netzwerke

Marketingorientierte
Netzwerke: Anwender (US)
und Wettbewerber (CO)

Marketingorientierte
Netzwerke: Ausriistungsguter-
und Bauteilehersteller (CM)
und Anwender

Marketingorientierte
Netzwerke: Ausriistungsguter-
und Bauteilehersteller,
Anwender und Wettbewerber

Komplette Innovationsnetze
unter Beteiligung von

staatl. Forschungszentren
und Hochschulen (GU)

14.4

16.0

15.8

21.9

19.1

1. Belgien, Danemark, Frankreich, Deutschland, Irland, Italien, Niederlande, Norwegen.
Quelle: OECD, Managing National Innovation Systems, 1998.
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Public-Private-
Partnerships sind
ein guter Ansatz ...

... ebenso wie raumlich
konzentrierte Cluster
innovativer Firmen

KMU miissen das System
geistiger Eigentumsrechte
gut kennen und zu nutzen
wissen

Eine der besten Methoden hierzu sind Forschungs- und Entwicklungs-
partnerschaften zwischen dem offentlichen und dem privaten Sektor. Solche
Partnerschaften schaffen einen Rahmen, der es dem o6ffentlichen und dem
privaten Sektor ermdglicht, mit vereinten Kréften in Bereichen zusammen-
zuarbeiten, in denen sie gemeinsame oder sich ergénzende Interessen ver-
folgen, aber aleine nicht genauso effizient wéren. Diese traditionell fir den
Aufbau ,materieller” Infrastrukturen eingesetzten Partnerschaften werden
inzwischen auch in Forschung und Entwicklung sowie in der Innovations-
politik immer beliebter. Dies ist deshalb der Fal, weil sie einzigartige
Instrumente sind, um bestimmte Mangel des Innovationssystems (z.B. fehlende
Interaktion zwischen Wissenschaft und Industrie) zu beheben und die Wir-
kung der staatlichen Politik bei der Bekampfung sonstiger den Innovations-
prozess hemmender Formen von Marktversagen zu erhdhen (z.B. durch
Kosten- und Risikoteilung in der vorwettbewerblichen Forschung).

Ein weiterer vielversprechender Ansatz ist die Bildung von Unternehmens-
clustern, die auf bestimmte geographische Raume konzentriert sind. Cluster
sind oértlich beschrankte Innovationssysteme, in denen sich die privaten und
gesellschaftlichen Ertrage aus offentlichen und privaten Investitionen auf
Grund der rdumlichen oder kulturellen Nahe erhthen, die der Entstehung
von Humannetzwerken forderlich ist und den Austausch von implizitem
Wissen erleichtert. Sie resultieren auch aus der engen Zusammenarbeit
zwischen Unternehmen und Staat beim Aufbau materieller und immaterieller
Infrastrukturen fir Innovationen sowie bei der Behebung von Marktversagen.
Was genau die ,Kunst der clusterbasierten politischen Entscheidungs
findung* ausmacht, ist noch nicht vollstandig erfasst worden, finf von der
OECD durchgefihrte Fallstudien zeigen jedoch, dass der Akzent auf der
Arbeit in Partnerschaften und Netzwerken liegen sollte, um so Ergebnisse zu
erzielen, die der Markt alein nicht bringen kann. Solche Netzwerk- und
Partnerschaftsinitiativen sollten zusétzlich eine internationale Dimension
haben und nationale, regionale und lokale Initiativen zusammenbringen.
Dariiber hinaus empfiehlt es sich, ,optimale Verfahrensweisen“ und Erfah-
rungen einzelner Lander eingehender zu untersuchen, z.B. in Bezug auf
Themen wie die Rolle von Hochschulen und wissensintensiven Dienst-
leistungen bei der Entwicklung von Clustern, die Attraktivitét einzelner
Regionen fur wissensintensive ausandische Direktinvestitionen, Governance-
Strukturen und -Methoden zur Evaluierung von Cluster-Initiativen.

Geistige Eigentumsrechte sind zu wichtigen Instrumenten fir das
Management der Innovationstétigkeit und die Behebung einiger Formen von
»Marktversagen“ geworden, mit denen sich innovative Unternehmen, vor
allem in Hochtechnol ogiesektoren, bel der Aneignung und beim Handel mit
Wissen konfrontiert sehen. Daher wird eine gute Kenntnis des Systems der
geistigen Eigentumsrechte — einschliefdich seiner strategischen Nutzung
durch grof3e Unternehmen — fr Unternehmer, Erfinder, Forscher, KMU und
Unternehmensberater immer wichtiger, um alle mit dem Aufbau und der
effektiven Nutzung der geistigen Aktiva eines Unternehmens verbundenen
Verfahren handhaben zu kénnen. Dies gilt insbesondere fiir neue technologie-
basierte Unternehmen, die heute nicht nur zahlenmaidig starker vertreten sind
as in der Vergangenheit (namentlich in Bereichen wie Nanotechnologie,
Biotechnologie, Software und neue Werkstoffe), sondern auch eine zuneh-
mend wichtige Rolle als Innovationsmotoren spielen.
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Wenn auch nicht ale KMU am ,, Patentierungs- und Zulassungswett-
lauf* teilnehmen missen, sollten sie sich doch ale der Méglichkeiten und
Hindernisse bewusst sein, die aus dem System der geistigen Eigentumsrech-
te resultieren. Belege aus einer Reihe von OECD-Landern zeigen, dass es
vielen Unternehmen an Grundversténdnis und Basiskompetenzen in diesem
Bereich mangelt. Bei den fraglichen Hindernissen handelt es sich u.a. um
eine ungentigende Kenntnis des Systems, hohe Kosten und einen Mangel an
geeigneter rechtlicher, geschéftlicher und technischer Unterstiitzung bei der
Entwicklung einer erfolgreichen Strategie zur Nutzung von geistigem Eigen-
tum als Teil der KMU-Geschéftsstrategie. Es bedarf grofRerer Anstrengun-
gen seitens dler Institutionen, die am nationalen Innovationssystem beteiligt
sind, um zu gewéhrleisten, dass die Problematik des geistigen Eigentums
hinreichend in den allgemeinen Rahmen der Forderung von Unternehmer-
tum und KMU einbezogen wird. Insbesondere geht es hier um die Anmel-
dung von Eigentumsrechten, deren kommerzielle Nutzung, die Verwendung
von Patent-Datenbanken, die Bestimmung des Werts geistiger Eigentums-
rechte und deren Durchsetzung. Besonders wichtig ist die Entwicklung

kostenglinstiger Methoden der Streitbeilegung.

Zentrale Politikempfehlungen

Den Zugang von KMU zu Informationen Uber Mdglichkeiten der Zusammenarbeit in Netzwerken ver-
bessern. Alle Betroffenen — KM U-Verbande, 6ffentliche Stellen und Intermediére — miissen zusammenarbeiten,
um die Unzulanglichkeiten der bestehenden Informationsguellen zu beseitigen; zudem missen die internationa-
len Verbindungen zwischen nationalen und regionalen Informationsknotenpunkten gestérkt werden.

Die Beteiligung von KMU an For schungsnetzwerken und Technologiemarkten ausbauen. KMU miissen
stérker in bestehende (regionae, nationale und globale) Partnerschaften zwischen 6ffentlichem und privatem
Sektor eingebunden werden, die Wissenschaft und Innovation miteinander verbinden.

Die Entstehung und den Fortbestand innovativer Cluster fordern. Lokale Akteure bei der Umsetzung von
Cluster-Strategien unterstiitzen, namentlich durch Programme zur Férderung der Zusammenarbeit zwischen
offentlichen und privaten Forschungseinrichtungen, zur Verbesserung der Bereitstellung von Marktinformationen
und zur Stérkung der Zusammenarbeit zwischen den Unternehmen, beispielsweise in den Bereichen Markt-
forschung (Market Intelligence), -entwicklung und Branding sowie Technologie- und Personal entwicklung.

Empfehlenswerte Praktiken zur Unter stiitzung der Unternehmensinnovation durch Cluster-Bildung identi-
fizieren und férdern. Zum Erfahrungsaustausch auf nationaler und internationaler Ebene ermutigen, insbeson-
dere in Bezug auf Governance-Strukturen und die Evaluierung von Cluster-Initiativen.

KMU starker fir Fragen des geistigen Eigentums sensibilisieren und ihre Kenntnis der verschiedenen
Aspekte dieses Systems verbessern. Patente, Handelsmarken, Gebrauchsmuster, Geschéftsgeheimnisse,
Urheber- und dhnliche Rechte, Sortenschutz, Datenbankwerke. Stérkere Berlicksichtigung geistiger Eigentums-
rechte in der Lehre an Hochschulen und Schulungseinrichtungen fir Unternehmer, Ingenieure, Wissenschaftler,
Designer und Unternehmensmanager.

Fragen des geistigen Eigentumsschutzes besser in die Programme und Politikinitiativen zur Forderung
der Innovationstéatigkeit in KM U integrieren. Dazu bedarf es einer stérkeren Zusammenarbeit zwischen den
zustandigen Stellen fur den Schutz geistigen Eigentums, den Institutionen der Mittel standsforderung, den Wirt-
schaftsverbanden sowie den nationalen, regionalen und lokalen Regierungsebenen.

Die Nutzung des Systems des geistigen Eigentumsschutzes durch die Entwicklung kostengunstiger
Mechanismen zur Anmeldung geistiger Eigentumsrechte und zur Beilegung von Streitigkeiten in diesem
Bereich erleichtern. Dies schliefdt Einspruchsverfahren, Schlichtung und Vermittlung ein. Die Einrichtung
eines Marktes fr die Versicherung geistigen Eigentums a's Instrument zur Verringerung der Prozesskosten fir
KMU sollte in Erwégung gezogen, bestehende Hindernisse fir die Entwicklung dieses Marktes sollten identifi-
ziert und Umfang sowie Art der zu ihrer Beseitigung erforderlichen staatlichen Mal3nahmen bestimmt werden.
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Die Globalisierung bietet
Chancen fir KMU ...

... und bringt Heraus-
forderungen mit sich

KMU sind auf globalen
Markten bislang noch
weniger prasent als
grofere Unternehmen

KMU IN DER GLOBALEN WIRTSCHAFT

KMU den Zugang zu globalen Mérkten erleichtern

Durch die Globalisierung der Wirtschaft werden KMU Uber verschiedene
Arten grenziberschreitender Aktivitdten zunehmend in globale Wertschop-
fungsketten eingebunden. Viele Unternehmer sind sich der Chancen bewusst,
die dieser Prozess bietet, und der Zugang zu globalen Mérkten ist zu einem
strategischen Instrument ihrer Expansion geworden. Durch den Zugang
zu globalen Mérkten kann sich kleineren Unternehmen eine Vielzahl von
Geschaftsmdglichkeiten erdffnen, z.B. zur Erschlief3ung grofierer und neuer
Marktnischen, zur Nutzung von Skalen- und Technologievorteilen, zur
Modernisierung ihrer technologischen Fahigkeiten, zur Risikostreuung, zur
Verringerung und Aufteilung von Kosten, u.a. fir Forschung und Entwick-
lung, sowie vielfach auch zur leichteren Beschaffung von Finanzierungs-
mitteln. Der Zugang zu globalen Méarkten kann Unternehmen mit hohen
Wachstumsaussichten dabei helfen, ihr Potenzial auszuschopfen, und ist
héufig ein wesentlicher strategischer Schritt fir KMU, die grof3ere Investitio-
nen in geistiges Eigentum tétigen.

Die Globalisierung kann fir KMU jedoch auch mit Herausforderungen
und Bedrohungen verbunden sein, zu deren Bewdltigung sie auf Grund ihrer
Ressourcenausstattung weniger gut gertistet sind als grofdere Unternehmen.
Diese Herausforderungen kénnen sie mit erhohtem Wettbewerbsdruck von
Seiten auslandischer Unternehmen konfrontieren und dazu fihren, dass sie
traditionelle Absatzmérkte an preisginstigere Konkurrenten im Ausland
abgeben miissen. Zu Herausforderungen und Bedrohungen kann es in Zusam-
menhang mit folgenden Bereichen kommen: Normen und internationale
Kompatibilitdt, Schutz von geistigem Eigentum, politische Risiken, Korruption,
Fragen der Rechtsstaatlichkeit.

Wenn es auch noch an Daten mangelt, so lasst sich fur viele OECD-
Lander und einige Nichtmitgliedstaaten doch insgesamt sagen, dass KMU auf
den internationalen Méarkten nur in begrenztem, dennoch aber zunehmendem
Umfang vertreten sind.

Eine fur die Asiatisch-Pazifische Wirtschaftskooperation (APEC)
durchgefiihrte Studie ergab, dass auf KMU weniger als 30% der
Gesamtexporte in diese Region entfallen®.

In Europa nimmt die Exporttétigkeit parallel zur Unternehmensgrofie
zu. Der Anteill der im Exportgeschéft engagierten mittelgrof3en
Unternehmen ist mehr al's doppelt so hoch wie derjenige der Mikro-
unternehmen®.

3. C. Hall, The Profile of SMEs und SME Issuesin APEC, 1990-2000, World Scientific Publishing, Singapur, 2002.
4. Observatory of European SMEs, EIM Business and Policy Research, Luxemburg, 2002.
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Die staatlichen Sellen
sollten die Hinder nisse flr
den Zugang zu globalen
Markten abbauen ...

... insbesondere die
nichttarifaren
Handel shemmnisse

Befunde aus den Vereinigten Staaten zeigen, dass exportierende
KMU ihre Anstrengungen zumeist auf einen Markt konzentrieren.

Eine 2001 unter europdischen Unternehmen durchgefiihrte Erhebung
zeigte, dass in rund einem Drittel der KMU die Zahl der internatio-
nalen Geschéftskontakte zugenommen hat, deren Anteil zwischen
30% in den Mikrounternehmen und 50% in den mittelgrof3en
Unternehmen schwankt®.

Nur wenige KMU investieren im Ausland. Einer neueren Studie
zufolge haben nur 3% der KMU in Europa Tochtergesellschaften,
Filialen oder Jointventures in anderen Landern eingerichtet®.

Aufgabe des Staats ist es, die Hindernisse zu verringern, mit denen sich
Unternehmen konfrontiert sehen, die ihre Aktivitdten auf globaler Ebene
ausbauen mochten. Indem der Staat dieser Aufgabe nachkommt, kann er
Unternehmer unterstitzen, deren Aktivitdten sich durch ein hohes Wachs-
tums- und Exportpotenzial auszeichnen und die in der Lage sind, Markt-
nischen zu erschliefRen und zu nutzen sowie ihre Aktivitaten auf internationa-
len Mérkten auszudehnen. Die staatlichen Stellen kdnnen in erster Linie
durch internationale Verhandlungen auf einen Abbau der Handelsschranken
hinarbeiten. Zudem konnen sie aber auch die Direktinvestitionszuflisse
fordern, durch die sich KMU die Mdéglichkeit bietet, indirekt Zugang zu
internationalen Maérkten zu erlangen, indem sie in die Lieferketten muilti-
nationaler Unternehmen einbezogen werden. Audléndische Direktinvestitionen
sind haufig ein besonders effizientes Mittel zur Verbreitung neuer Technolo-
gien und besserer Geschéaftsmethoden in KMU, wodurch sich ihre internatio-
nale Wettbewerbsfahigkeit erhtht.

Wenngleich es zumeist nur zusammenhanglose, punktuelle Belege
hierfir gibt, scheinen sich viele Handelsschranken in Wirklichkeit nicht an
den Grenzen zu befinden. Vielmehr handelt es sich um nichttarifére Hemm-
nisse, die sich fir kleinere Unternehmen haufig daraus ergeben, dass sie zwei
oder mehr Komplexen von Regulierungsauflagen gleichzeitig gerecht werden
mUissen, sobald sie auf mehr als einem Markt tétig sind.

Generell kénnen Erfolg und Wachstum internationaler KMU durch eine
stérker internationalisierte Infrastruktur gefordert werden, die die grenziiber-
schreitende Expansion der Unternehmen erleichtert. Dies gilt insbesondere
flr den Zugang zu Informationen Uber Steuern, Gesetzesrahmen und Gesetzes-
auflagen, Beratungsdienste, Méarkte und Regulierung sowie Streitbeilegungs-
mechanismen. Dazu bedarf es einer aktiven Zusammenarbeit zwischen Regie-
rungen, internationalen Organisationen und privatem Sektor, um Probleme zu
beheben und Produkte und Dienstleistungen fiir in der Entstehung begriffene
oder bereits existierende Unternehmen mit hohem Wachstumspotenzial zu
entwickeln.

5. Ebd.
6. Ebd.

22



Zentrale Politikempfehlungen

Durch die WTO-Verhandlungsrunden oder andere Kanale auf eine Verringerung der Handelshemmnisse
hinarbeiten. Durch Fortschritte in diesem Bereich kann KMU der Zugang zu internationalen Mérkten erleich-
tert werden.

Die Funktion auslandischer Direktinvestitionen als Instrument zur Forderung des Zugangs von KMU zu
internationalen Markten unterstiitzen. Durch die Einbindung lokaler KMU in die Lieferketten multinationa-
ler Unternehmen und die daraus resultierende (indirekte) Teilnahme an der Exporttétigkeit kann insbesondere
die Verbreitung von Technologien und effizienteren Geschéftsmodellen stark geférdert werden, wodurch sich
die internationale Wettbewerbsfahigkeit der KMU erhoht.

Durch die Verringerung der zahlreichen unterschiedlichen Auflagen, denen international tatige Unter-
nehmen entsprechen miuissen, die Voraussetzungen fir ein reibungsloses grenziiber schreitendes Wachs-
tum der KMU schaffen. Wichtig sind in diesem Zusammenhang Normen, geistige Eigentumsrechte, Finanz-
marktbestimmungen und sonstige Regulierungsvorschriften.

KMU den Zugang zu den erforderlichen Informationen fiir eine internationale Geschaftstatigkeit erleich-
tern. Besonders wichtig sind Informationen Uber Steuern, Regulierungsrahmen und -auflagen, Beratungs- und
Unterstitzungsdienste fur KMU und Streitbeilegungsverfahren.

Die Anreize fir neue Partnerschaften zwischen 6ffentlichem und privatem Sektor erhdhen, mit denen
KMU der Zugang zu globalen Mérkten fir innovative Produkte und zu ausl@ndischen Quellen fort-
schrittlicher Technologien und Kenntnisse erleichtert wird. Dazu gehtren die Ausweitung der Beteili-
gungsmoglichkeiten fir Gebietsfremde an nationalen Programmen und die Verknipfung nationaler KMU-

Netzwerke mit dhnlichen Anforderungen und einander ergénzenden Kapazitaten.

Der elektronische
Geschéftsverkehr kann
KMU viele Vorteile
bringen ...

... Sie haben jedoch spater
als die Grofunternehmen
begonnen, diese Chancen
Zu nutzen

Die EinfUhrung des elektronischen Geschéftsverkehrsin KMU férdern

Informations- und Kommunikationstechnologien bieten ein breites
Spektrum von Vorteilen im Hinblick auf Effizienzsteigerung und Markt-
zugang. Im Geschéft zwischen den Unternehmen helfen sie Kosten sparen
und ermdglichen eine schnellere und zuverldssigere Transaktionsabwicklung,
vor alem Uber gréf3ere Entfernungen. Zudem konnen sie die Effizienz des
Lieferkettenmanagements erhéhen. Durch elektronische Business-to-Business-
Kontakte und Kommunikation in Echtzeit kénnen Informationsasymmetrien
zwischen Anbietern und Kéufern verringert und engere Beziehungen zwischen
Handel spartnern aufgebaut werden. Im Bereich Business-to-Consumer ist das
Internet ein effektives Kommunikationsinstrument, mit dem der Dienst am
Kunden héufig verbessert und dessen Bedarf genauer verfolgt werden kann,
was die Entwicklung neuer Produkte erleichtert. Eine Homepage mit einem
direkten Link zu einem E-Mail-Konto bietet eine praktische Kontaktméglich-
keit und erleichtert die Kommunikation tber verschiedene Zeitzonen.

Wie alle neuen Technologien wurden auch die Informationstechnolo-
gien in kleinen Firmen weniger schnell eingefiihrt als in Grof3unternehmen
(Abb. 4). Zurtckzufthren ist dies vielfach auf mangelnde Anwendungs-
maoglichkeiten in den Sektoren, in denen KMU stark vertreten sind, sowie auf
fehlende Anreize zur Umstellung der Geschéftsmodelle, solange nicht klar
ist, welche Gewinne mit diesen Technologien erzielt werden kénnen. KMU
stehen bei der Einfiihrung des elektronischen Geschéftsverkehrs jedoch auch
vor Problemen algemeinerer Art, wie z.B. Mangel an Vertrauen, Zweifel an
der Transaktionssicherheit, Bedenken Uber den Schutz geistiger Eigentums-
rechte sowie Herausforderungen in den Berei chen Managementkompetenz und
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Abbildung 4 Interneteinsatz nach Unternehmensgrofie, 2001 oder letztes erfasstes J ahr'

Prozentsatz der Internet nutzenden Unternehmen

m 10-49 @ 50-249 0 250 oder mehr © 10 oder mehr

1. Fiir die europdischen Lander nur gewerbliche Unternehmen ohne NACE-Unterabschnitte E (Energie- und Wasser-
versorgung), F (Baugewerbe) und J (Kredit- und Versicherungsgewerbe). Die entsprechenden Daten stammen aus der
Eurostat-Erhebung iiber den Einsatz von IKT in Unternehmen. In Australien sind alle Unternehmen mit Angestellten
erfasst, mit Ausnahme von Unternehmen in den Bereichen zentrale, regionale und lokale Verwaltung, Landwirtschaft,
Forstwirtschaft, Fischerei, offentliche Verwaltung und Verteidigung, Bildung, Privathaushalte mit Angestellten und
Religionsgemeinschaften. In Kanada ist der Industriesektor erfasst. Die Daten fiir Japan beziehen sich nicht auf Land-
wirtschaft, Forstwirtschaft, Fischerei und Bergbau. Die Daten fiir Neuseeland beziehen sich nur auf Unternehmen (ohne
Energie- und Wasserversorgung) mit einem Umsatz von mindestens 30 000 NZ$. In den Daten fiir die Schweiz sind
Industrie, Baugewerbe und Dienstleistungssektor enthalten.

2. Kanada: Unternehmen mit 50-299 Mitarbeitern statt 50-249 und 300 oder mehr statt 250 oder mehr. Japan: Unternehmen
mit 100 oder mehr Mitarbeitern. Niederlande: Unternehmen mit 50-199 Mitarbeitern statt mit 50-249 Mitarbeitern.
Schweiz: 5-49 Mitarbeiter statt 10-49 und 5 oder mehr statt 10 oder mehr. Mexiko: Unternehmen mit 21 oder mehr Mit-
arbeitern, 21-100 Mitarbeitern statt 10-49, 101-250 statt 50-249, 151-1000 statt 250 oder mehr.

3. Internet und andere computergestiitzte Netze.

Quelle: OECD ICT Database und Eurostat, Community Survey on ICT usage in enterprises 2002, Mai 2003.

technologische Fahigkeiten. Fur die staatlichen Stellen gilt es, Uber die Forde-
rung der Basiskonnektivitét hinauszugehen und ein Geschéftsumfeld zu schaffen,
das den elektronischen Geschéftsverkehr und den Einsatz komplexerer
informationstechnologischer Anwendungen erleichtert. Die staatlichen Stellen
missen ihre Programme so ausrichten, dass damit Marktunzulénglichkeiten
in dem Umfang beseitigt werden koénnen, wie dies in bestimmten Bereichen
(z.B. Kompetenzentwicklung, speziaisierte Informationen) nétig ist.

Die Liberalisierung und Die Instalation und Nutzung qualitativ hochwertiger Infrastrukturen zu
die Einfihrung von erschwinglichen Preisen ist von entscheidender Bedeutung. Namentlich
Wettbewerb im Breitbandnetze sind &dulferst wichtig, damit KMU die potenziellen Vorteile
Netzinfrastrukturbereich ~ der Informations- und Kommunikationstechnologie ausschépfen kénnen. Sie
sollte fortgesetzt und erleichtern die Innovation und fordern Effizienz, Netzwerkeffekte und positive
intensiviert werden ... Externditdten. Fir die Entwicklung von Breitbandinfrastrukturen, die Ein-

richtung effizienter und innovativer Liefermechanismen sowie die effektive
Nutzung von Breitbanddiensten sind Politikmal3nahmen erforderlich, die
einem wirksamen Wettbewerb und einer fortgesetzten Liberalisierung in den
Bereichen Infrastruktur, Netzwerkdienste und Anwendungen fir verschiedene
Technologieplattformen Vorschub leisten, Investitionen in neue technologi-
sche Infrastrukturen, Inhalte und Anwendungen erleichtern und die erforder-
liche Neutralitédt in Bezug auf konkurrierende sowie in der Entwicklung
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... und digitale Inhalte,
einschliefflich einer
verstarkten Nutzung von
E-Gover nment-Diensten,
sollten gefordert werden

Vertrauen, Scherheit,
Schutz der Privatsphére
und Verbraucherschutz
sind unerlasslich ...

... ebenso wie qualifizierte
Mitarbeiter

befindliche Technologien zur Forderung von Interoperabilitét, Innovation und
Angebotsausweitung gewdhrleisten. Offentliche Fordermittel zum Ausbau
der Netze fur unterversorgte Gruppen und in Randgebieten kénnen, wo dies
erforderlich ist, die privaten Investitionen ergénzen — vorausgesetzt, dadurch
wird weder privater Initiative vorgegriffen noch Wettbewerb behindert.

Dank digitaler Produkte, Informationsdienste und Kontakte mit staat-
lichen Stellen in Bereichen wie offentliche Auftragsvergabe, Erflllung von
Vorschriften und Abflhrung von Steuern kénnen KMU u.U. erhebliche
Effizienzsteigerungen erzielen und Marktchancen nutzen. E-Government
kann hier zwar einen grofRen Beitrag leisten, dem privaten Sektor kommt
jedoch die Hauptaufgabe zu, weil er die Inhalte zur Verfligung stellen muss.
Daher ist ein ausgewogenes Regelwerk in Bezug auf den Schutz geistiger
Eigentumsrechte von entscheidender Bedeutung. Besonders wichtig ist fir
innovative kleine Unternehmen, dass ein zufrieden stellender Schutz von
IKT-Innovationen und digitalen Produkten gewéahrleistet ist und die Kosten
fr den Schutz von Rechten an geistigem Eigentum nicht zu hoch sind. Durch
die rasche Zunahme der Patentierung von Software und Geschéftsmethoden
erhthen sich die Kosten fur kleinere Unternehmen und damit auch die Wahr-
scheinlichkeit von VerstofRen gegen das Patentrecht. Damit Rechte an geisti-
gem Eigentum und an digitalen Produkten geschiitzt und verwaltet werden
konnen, ohne dass dadurch innovative Modelle fir den elektronischen
Geschéftsverkehr und die Verbreitung digitaler Inhalte benachteiligt werden,
sind Regelwerke erforderlich, die einen Ausgleich zwischen den Interessen
der Anbieter und der Nutzer schaffen.

Durch Regulierungs- und Selbstregulierungsanstrengungen zur Stérkung
von Vertrauen, Sicherheit, Schutz der Privatsphére und Verbraucherschutz
kann es KMU ermdglicht werden, die Vorteile des elektronischen Geschéfts-
verkehrs voll auszuschopfen. Daher bedarf es unbedingt einer , Sicherheits-
kultur*, um das Vertrauen in den IKT-Einsatz zu festigen und die Privatsphére
sowie den Verbraucherschutz effektiv zu gewahrleisten, und Anstrengungen
zur Bekdmpfung von Cyber-Kriminalitdt und unerwiinschten Massenmails
(Spam). Um diese Ziele zu erreichen, ist eine verstérkte grenziiberschreitende
Zusammenarbeit aller Beteiligten erforderlich. Besonders wichtig fur kleinere
Unternehmen sind kostengiinstige Online-Mechanismen fir die Streitbeilegung
zwischen verschiedenen Unternehmen bzw. zwischen Unternehmen und
Kunden.

Informations- und Kompetenzdefizite im Bereich der Informations- und
Kommunikationstechnologie erweisen sich haufig as Hindernisse fir den
effektiven Einsatz des elektronischen Geschéftsverkehrs, wenn die Entschel-
dung fur dessen Einflihrung einmal getroffen wurde. Wéhrend es sich Grof3-
unternehmen leisten kénnen, hierfir qualifizierte Kréfte einzustellen, miissen
KMU oft auf die Kompetenzen ihres reguléren Mitarbeiterstabs zurtick-
greifen und diesen gegebenenfalls entsprechend weiterbilden. Der Staat hat
hier eine wichtige Aufgabe zu erflillen, indem er daflir sorgt, dass bereits
wahrend der Pflichtschulzeit die nétige Vertrautheit im Umgang mit IKT
gewonnen wird, doch muss die Vermittlung von IKT-Kompetenzen auch in
die Lehrplane aufgenommen werden. Darliber hinaus kommt dem Staat
gemeinsam mit Bildungseinrichtungen, Unternehmen und Privatpersonen
eine wichtige Aufgabe bel der Schaffung eines Rahmens zu, der der Entwick-
lung von IKT-Kompetenzen auf fortgeschrittenem Niveau forderlich ist, sei
esin der Berufsaushildung oder im Kontext des lebenslangen Lernens.
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Zentrale Politikempfehlungen

Uber MaRnahmen zur Férderung der Basiskonnektivitat und |K T-Bereitschaft hinausgehen, um die um-
fassender e Einfihrung und Nutzung von komplexen IKT-Anwendungen und elektronischem Geschéfts-
verkehr in KMU zu erleichtern. Die Programme sollten auf Bereiche ausgerichtet sein, in denen nachweislich
Marktversagen festzustellen ist (z.B. FuE-Anreize, Normenrahmen, Kompetenzerwerb, Informationen und
Demonstration zu den Vorteilen von empfehlenswerten Praktiken, IKT-Einfuhrung und IKT-Einsatz), wobei zu
berticksichtigen ist, dass fir die Einfihrung neuer Technologien geschéftliche Erwagungen und Ertragsaussich-
ten ausschlaggebend sind.

Den Ausbau erschwinglicher, qualitativ hochwertiger Breitbandnetze fordern, um die Wettbewer bsfahig-
keit und das Wachstum der KMU zu untermauern. Die Liberalisierung der Netzinfrastrukturen fortsetzen
und den Breitbandwettbewerb sowie die Liberalisierung im Bereich der Netzdienste und -anwendungen férdern.
Wo dies notwendig ist, sollten — ohne dass damit privater Initiative vorgegriffen oder Wettbewerb behindert
wird — private Investitionen durch 6ffentliche finanzielle Unterstiitzung ergénzt werden, damit unterversorgte
Gruppen und abseits liegende Gebiete an die Netze angeschlossen werden.

Dielnfrastruktur fur Vertrauen, Sicherheit (einschlief3lich des Schutzes vor Spam und Viren), Schutz der
Privatsphare und Verbraucherschutz stéarken. Das geistige Eigentum an IKT-Innovationen und digitalen
Produkten muss geschitzt werden, um bei den KMU das erforderliche Vertrauen aufzubauen, ohne das die
Unternehmen die Vorteile von Online-Aktivitéten im In- und Ausland nicht voll nutzen kénnen.

Gemeinsam mit Wirtschaftss und Verbraucherverbdnden den Einsatz kostengiinstiger Online-Streit-
beilegungsmechanismen durch KM U ausdehnen. Die grenziiberschreitende K ooperation zwischen den Beteilig-
ten und die Entwicklung international guiltiger Regeln starken.

Digitale Inhalte entwickeln und verbreiten, u.a. durch den Ausbau der kommerziellen Nutzung von Infor-
mationen Uber den offentlichen Sektor, das Bildungswesen und die Gesundheitsver sorgung. E-Government-
Dienste fir Unternehmen sollten als Instrument der Effizienzsteigerung bei den Kontakten und Transaktionen
zwischen staatlichen Stellen und KMU eingesetzt werden.

Durch unzureichende IKT-K ompetenzen bedingte Hinder nisse fiir das Wachstum von KMU verringern.
Die Rolle des staatlichen und des privaten Sektors bel der Verbesserung der IKT-Basiskompetenzen und der
Entwicklung der erforderlichen Rahmenbedingungen fur die Vermittlung fortgeschrittenerer IKT- und E-Business-
Kompetenzen (zusétzlich zu den IKT-Kompetenzen gehtren dazu auch Marketing-, Organisations-, Vertrauens-
und Managementkompetenzen) gemeinsam mit Bildungseinrichtungen, Unternehmen und Privatpersonen stérken.
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STARKUNG DER ENTWICKLUNGSFORDERNDEN ROLLE VON KMU

Die Volkswirtschaften

der Ubergangs- und
Entwicklungslander miissen
ihre Kapaztat starken, um
Handels- und I nvestitions-
moglichkeiten nutzen zu
koénnen

Die KMU koénnen zu
Entwicklung und Armuts-
linderung einen wichtigen
Beitrag leisten

Auf KMU ausgerichtete
Mal3nahmen sollten in
breiter angelegte nationale
Entwicklungsstrategien
integriert werden

Jingste Untersuchungen des Wirtschaftswachstums bestétigen die
Annahme, dass die Fahigkeit der Lander, sich durch Handel und Investi-
tionen in die Weltwirtschaft einzugliedern, ein wichtiger Einflussfaktor
fur ihre Wachstumsrate ist. Die Unternehmen in den Ubergangs- und
Entwicklungsléandern haben im Hinblick auf die Starkung ihrer Human-
ressourcen und institutionellen Kapazitéten grof3e Herausforderungen zu
meistern, um die Chancen in diesen Bereichen nutzen zu kénnen. Wenn
die Handels- und Investitionspolitik auch von den Regierungen bestimmt
wird, so sind es doch die Unternehmen, die Handel treiben und Investi-
tionen tatigen. Daher haben angebotsseitige Engpéasse in den Bereichen
Handel und Investitionen sowie die Art und Weise, wie Regierungen,
Entwicklungspartner und der private Sektor selbst diese Engpasse zu
beheben suchen, unmittelbare Auswirkungen auf das wirtschaftliche
Wachstumspotenzial der Ubergangs- und Entwicklungslander.

Die meisten Unternehmen in den Ubergangs- und Entwicklungs-
landern sind KMU. Sie stellen dort im Allgemeinen Uber 90% aller
Unternehmen auf3erhalb des Agrarsektors, so dass ihnen im Hinblick auf
die Entstehung von Arbeitspl&tzen, Inlandseinkommen und AulRenhandels-
erlésen eine wichtige Rolle zufdlt. In den &msten Léndern ist ihr Anteil
an der Wirtschaft alerdings relativ gering, so dass sie weniger zur
Beschéftigung und gesamtwirtschaftlichen Produktion beitragen as der
informelle Sektor (Abb. 5). Eine wichtige Prioritét in der Politik der
Niedrigeinkommenslander besteht darin, die Grindung von KMU zu
erleichtern, um die Armen in den formellen Sektor zu integrieren, wo sie
am Marktgeschehen teilhaben und Wirtschaftsaktivitdten mit hdherem
Wertschopfungsanteil aufnehmen kénnen.

Die Entwicklung der KMU erfordert eine Strategie mit Ubergrei-
fendem Charakter, die sich auf eine ganze Reihe von Bereichen erstreckt:
die Fahigkeit der Regierungen, tragfahige makrodkonomische und struk-
turpolitische Malinahmen umzusetzen, die zu einem gesunden Unter-
nehmensumfeld beitragen, das der Grindung von Unternehmen und ihrer
Expansion férderlich ist; die Fahigkeit der KMU, wettbewerbsféhige
betriebliche Praktiken und geschéftliche Strategien anzuwenden; sowie
kompetente offentliche und private Institutionen. Die Umsetzung einer
solchen Strategie erfordert im Einzelnen einen vereinfachten Rechts- und
Regulierungsrahmen, gute Staatsfiihrung, reichhaltige und zugangliche
Finanzierungsmoglichkeiten, geeignete Infrastrukturen, ein entwick-
lungsforderliches Bildungssystem sowie hinldnglich gesunde Arbeits-
krafte mit flexiblen Qualifikationen. Die Strategie zur Forderung der
KMU-Entwicklung muss in die algemeinere nationale Entwicklungs-
und Armutsreduzierungsstrategie der Ubergangs- und Entwicklungslander
eingebunden sein.
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Abbildung 5 Beitrag zu Beschiiftigung und gesamtwirtschaftlicher Produktion
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Quelle: M. Ayyagari, T. Beck und A. Demirgiic-Kunt, ,,Small and Medium Enterprises across the Globe“, World Bank
Research Working Paper 3127, Washington, D.C., August 2003, S. 27-28.

Die Handels- und Investitions-

Dialog und Partnerschaften zwischen den beteiligten Akteuren
(6ffentlicher Sektor, privater Sektor und Zivilgesellschaft) for-
dern deren Identifizierung mit diesen Strategien, erleichtern
deren Umsetzung (indem die Bedirfnisse der KMU besser
berticksichtigt werden) und machen sie politisch glaubwurdig
und zukunftsfahig.

Voraussetzung fur den Zugang zu lokaen, nationalen und globa-
len Mérkten sowie die Integration auf diesen Mérkten sind sub-
stanzielle Investitionen in die nachhaltige Entwicklung der insti-
tutionellen und physischen Infrastrukturen sowie die Erbringung
von Dienstleistungen fir KMU in allen Landesteilen, darunter
auch landliche oder abseits liegende Gebiete. Der standige Dia-
log und dauerhafte Partnerschaften zwischen den Akteuren in
Bezug auf die Durchfiihrung und Uberpriifung entwicklungs-
forderlicher MalRnahmen, vor allem im Zusammenhang mit dem
Kapazitétsaufbau betreffend Dienstleister des privaten Sektors,
flhren zu besseren Ergebnissen.

Die Stérkung der Fahigkeit der Frauen, an der Entwicklung der
KMU teilzunehmen, sollte auf alen Ebenen berlcksichtigt
werden, denn Frauen haben einen hohen Anteil an der Wirt-
schaftstétigkeit des privaten Sektors und leisten einen grof3en
Beitrag zur Armutsreduzierung. Genderfragen miissen in ale
KMU-Entwicklungsstrategien und -programme einflief3en; ferner
mussen spezifische, gezielte Initiativen auf die Beseitigung ent-
scheidender Hindernisse hinwirken.

KMU muissen in der Lage sein, auf internationale Marktsignale

kapazitaten der KMU milssen  rasch und effizient zu reagieren, um Handels- und Investitionschancen
gestarkt werden wahrnehmen und von den Vorteilen des internationalen Handel ssystems
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Die Nutzeffekte aus andischer
Direktinvestitionen fur lokale
KMU sollten maximiert
werden

profitieren zu kénnen. Das bedeutet, dass sie wettbewerbsféhig und pro-
duktiv sein mussen. Wirksame Unterstiitzungssysteme fir Unternehmen
sind erforderlich, um die Wettbewerbsféhigkeit und Produktivitdt der
KMU zu verbessern sowie deren Handels- und Investitionskapazitéten
aufzubauen. Die entsprechenden Unterstitzungsstellen (u.a. Finanz-
ingtitute) missen kundenorientiert und fir den Umgang mit dem KMU-
Sektor nachweislich einschldgige Fahigkeiten besitzen. Im Einzelnen
sind folgende Schritte wiinschenswert:

Verbesserung der Féahigkeit der Finanzinstitute, profitable
KMU-Kreditprogramme zu konzipieren und der Entwicklung
innovativer Ansétze fir die Besicherung dieser Kredite Prioritét
einzurdumen. Voraussetzungen hierfir sind: Akzeptanz flexible-
rer Formen der Besicherung, vor alem fir KMU mit geringem
Anlagevermoégen, Ruckgriff auf Gruppenbirgschaften und
Kreditburgschaftssysteme fur KMU, stérkere Berticksichtigung
des Cashflow als der Bilanzen bei der Beurteilung des Verschul-
dungsspidraums, Anwendung einfacher und effizienter Verfahren
bei der Kreditantragsbearbeitung.

Starkung des Unterstlitzungssystems fir Unternehmen mit Hilfe
von Intermedidren, durch den Aufbau von Kapazitéten fir die
Erbringung unternehmensnaher Dienstleistungen im 6ffent-
lichen wie auch im privaten Sektor (z.B. Lieferung von Markt-,
Produkt- und Verfahrensinformationen, Rechnungswesen, Markt-
analysen und -forschung, Rechtsheratung, Transport, Eilzustellung,
Werbung).

Entwicklung einer nationalen Strategie fir die Exportentwick-
lung und -forderung unter der Federflhrung des zustdndigen
Ministeriums bel gleichzeitiger Mitwirkung aller wichtigen
Akteure. Das algemeine Ziel sollte darin bestehen, Volumen
und Wert der Exporte sowie die Zahl der exportierenden Unter-
nehmen zu erhdhen. Die Strategie sollte darauf ausgerichtet
sein, auf die Bedirfnisse der Unternehmen in unterschiedlichen
Stadien der Exportmarkterschlieung einzugehen. Sie sollte
zudem darauf abzielen, die Exportunterstiitzung und -férderung
in ein gut konzipiertes und effizientes System zur Unterstiitzung
der Unternehmen zu integrieren.

Der potenzielle wirtschaftliche Nutzen auslandischer Direktinvesti-
tionen fiur die Ziellander besteht u.a. darin, dass sie eine Quelle von Aus-
landskapital, Technologie- und Wissenstransfer, Arbeitsplatzschaffung,
Qualifikationsverbesserung und Unternehmensentwicklung durch Ver-
flechtungen und Spillover-Effekte sind. Hierzu gehéren u.a. die Ver-
bindungen zu den Zulieferern (backward linkages), die Verbindungen zu
den Kunden (forward linkages), die Verbindungen zu Konkurrenten, die
neue Normen setzen und Effizienzsteigerungen erforderlich machen, und
die Verbindungen zu Technologiepartnern. Ein Programm, das die Ver-
bindungen zwischen auslandischen Direktinvestoren und lokalen KMU
verstarkt, misste u.a. folgende Mal3nahmen beinhalten:

Verbesserung des Informationsflusses, d.h. der Versorgung

potenzieller Einkdufer in multinationalen Unternehmen mit
Informationen Uber potenzielle lokale Lieferanten und der Ver-
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Die Regierungen der
Industriestaaten sollten

die Politikkoharenz und
Malnahmen zur Seigerung
der Effektivitat der

Entwi cklungszusammen-
arbeit fordern

sorgung potenzieller Lieferanten mit Informationen Uber
Absatzmdglichkeiten, durch die Einrichtung einer nationalen
Website und/oder von Branchenverzeichnissen, erganzt durch
Veranstaltungen zur Anbahnung von Kontakten zwischen Ein-
kéufern und Lieferanten (,, meet the buyer*).

Gezielte Auswahl von Lieferanten auf der Basis erwiesener Leis-
tungsfahigkeit und Verpflichtung zu kiinftigen V erbesserungen.

Enge Zusammenarbeit mit multinationalen Unternehmen, indem
diese gebeten werden, potenzielle Anbieter dabei zu unterstiit-
zen, a) die gestellten Leistungsanforderungen zu verstehen,
b) Bereiche aufzuzeigen, in denen sich gute Absatzmdglich-
keiten bieten, und c¢) sie auf Schwachen aufmerksam zu machen,
die sie Uberwinden miissen, um erfolgreich zu sein. Diese Ver-
mittlerfunktion tragt dazu bei, dass zwischen multinationalen
Unternehmen und potenziellen Lieferanten ein Klima gegen-
seitigen Verstandnisses und Vertrauens entstehen kann.

Unterstiitzung der KM U, die Uber das Potenzial verfligen, multi-
nationale Unternehmen zu beliefern, bel der Feststellung ihres
Bedarfs und dann bei ihren Bemiihungen, Zugang zu den bend-
tigten offentlichen und privaten Dienstleistungen zu bekommen.

Angebot monetérer Anreize, in der einen oder anderen Form,
um das Interesse der multinationalen Unternehmen und der
lokalen KMU daran zu wecken, sich an dem Programm zum
Aufbau von Geschéftsbeziehungen zu beteiligen. Dabel kdnnte
es sich z.B. um einen Beitrag zu den Gehaltskosten fir die
Ingenieure und Manager handeln, die in den multinationalen
Unternehmen Zeit in die Verbesserung der Anbieterkompeten-
zen investiert haben (Singapur), um Barzuschiisse an viel-
versprechende Anbieter, um sie bei den ersten Investitions-
ausgaben zu unterstiitzen (Irland), und um die Bezuschussung
der fir die Verbesserung der Anbieterkompetenzen erforder-
lichen Ausbildung und Beratung (Chinesisch Taipeh).

Konzipierung von Kapazitatsaufbauprogrammen, zu denen u.a.
Supply-chain-(Lieferketten) und Cluster-Initiativen gehdren, die
der Moglichkeit Rechnung tragen, dass durch die Entwicklung
verschiedener Lieferantenkategorien Sickereffekte (Trickle-down-
Effekte), auch an Mikrounternehmen as unterster Kategorie,
maximiert werden.

Politikkohérenz schliefdlich ist eine wesentliche Voraussetzung fir
die erfolgreiche Durchfiihrung von Strategien zur Férderung der KMU-
Entwicklung. Die Entwicklungspartner miissen anerkennen, dass fur den
Kapazitatsaufbau in den Bereichen Handel und Investitionen in Uber-
gangs- und Entwicklungslandern die lokalen Gegebenheiten stérkere
Beachtung erfordern. Der Kapazitétsaufbau in diesen Bereichen muss
mit Marktzugang und einer besseren Abstimmung der Geberpolitiken
Hand in Hand gehen.
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Zentrale Politikempfehlungen

Integration der auf den privaten Sektor und die KMU ausgerichteten Strategien in die umfassenderen
nationalen Entwicklungs- und Armutsreduzierungsprogramme der Lander. KMU-Verbande sollten unter-
stitzt und ermutigt werden, sich effektiv am nationalen Dialog zu beteiligen, der eine wichtige Rolle bei der
Festlegung des strategischen Entwicklungsrahmens spielt, damit der Beitrag der KMU sowie ihre Férderung
seitens der Politik als zentrale Voraussetzung fur Wachstum, Beschéftigung und Armutsreduzierung voll und
ganz anerkannt werden.

Starkung der KM U-Kapazitaten zur Verbesserung ihrer Wettbewer bsfahigkeit auf inlandischen, regionalen
und globalen Markten. Forderung und Unterstiitzung von Verbéanden und Unternehmen des privaten Sektors,
diein der Lage sind, Informationen tber Méarkte und Normen zu liefern, Strategieberatungen anzubieten sowie
einen Zugang zu Technologien und Innovationen, gekoppelt an geeignete Finanzierungspakete, zur Verfugung
zu stellen. Forderung von Instrumenten, wie z.B. die Wertschdpfungskettenanalyse, die es den Unternehmern
erméglichen zu erkennen, welche Probleme und Herausforderungen sie innerhalb ihrer Landesgrenzen und
dartiber hinaus bewdltigen miissen und wel che Partner sie brauchen, um sie dabei zu unterstiitzen.

Forderung der Politikkoharenz auf regionaler, nationaler und internationaler Ebene. Es sollte auf Ansétze
hingearbeitet werden, die samtliche staatlichen Ebenen und Stellen einbeziehen, damit die Handels- und Investi-
tionspolitiken und die Normgebung mit den Zielen und Mal3nahmen der Entwicklungszusammenarbeit in Ein-
klang stehen. Unterstiitzung der Bemuhungen um den Abschluss der Doha-Runde multilateraler Handels-
verhandlungen, einschliefdlich einer Reduzierung der Handelshemmnisse in der verarbeitenden Industrie und im
Agrarsektor, die fir die Entwicklungsl@nder mit bedeutenden Vorteilen und Chancen verbunden ist.

Maximierung der Spillover-Effekte von Managementkompetenzen und Wissen multinationaler Unter-
nehmen zu Gunsten der KMU. Die Ausstrahlungseffekte von Wissen und Managementkompetenzen auf
lokale Unternehmen sind einer der wichtigsten Vorteile, die den Ziellandern auslandischer Direktinvestitionen
zugute kommen. Politikrahmen und Verhaltensweisen multilateraler Unternehmen, die solche Ubergreifeffekte
erleichtern, sollten unterstiitzt und reale Félle aus der Praxis besser dokumentiert werden, um die Offentlichkeit
flr den Beitrag zu sensibilisieren, den auslandische Direktinvestitionen zum Entwicklungsfortschritt leisten.
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EVALUIERUNG DER KMU-POLITIKEN UND -PROGRAMME

Systematische Evaluierungen Ein wiederkehrendes Thema der hier zusammengefassten Arbeiten
sind ein wesentlicher Bestand- ist die Notwendigkeit der systematischen Beurteilung und Prifung der
teil eines gut durchdachten KMU-Palitiken und -Programme. Eine regelméiige Evaluierung ist von
KMU-Palitikrahmens entscheidender Bedeutung, um Wege zur Verbesserung solcher Pro-

gramme aufzuzeigen, die beibehalten werden sollten, und bietet eine
Grundlage fur die Reallokation von Mitteln, wenn dies nicht der Fall ist.
KMU-Poalitiken und -Programme kdnnen mit erheblichen Summen an
offentlichen Geldern verbunden sein (ein Land, Uber das Schatzungen
vorliegen, ist das Vereinigte Konigreich, vgl. Tabelle 1), und die Evalu-
ierung tragt dazu bel sicherzustellen, dass diese Mittel optimal verwendet
werden. In der Praxis sind das Engagement der politischen Entscheidungs-
tréger fur die Evaluierung und das Malk, in dem diese systematisch
durchgefuhrt wird, von Land zu Land sowie von einem Programm zum
anderen innerhalb ein und desselben Landes unterschiedlich.

Tabellel VereinigtesKonigreich — KMU-Férderung, 2001

(Mio. £)
Ausgaben 5342
davon:
Budget der KMU-Behorde (Small Business Service) 349
Sonstige Ausgaben des Ministeriums fir Handel und Industrie und seiner Organe 275
Britische AufRenhandelsbehorde (BTI) 44
Ministerium fir Kultur, Medien und Sport und seine Organe 332
Ministerium fr Bildung und Wissenschaft und seine Organe 138
Regional e Entwicklungsgesell schaften 274
Ministerium fur Arbeit und Renten 71
L okale Gebietskorperschaften 300
Steuerbehdrden (Unterstiitzungsdienste) 81
Ministerium fir Umwelt, Erndhrung und landliche Angelegenheiten (Beihilfen, Beratung, 3120
Sachleistungen)
Ministerium fir Verkehr, Kommunalverwaltung und Regionen und seine Organe 107
Européische Kommission und EIB 246
Gunstige steuerliche Behandlung 2590

(FuE-Steuergutschrift, K orperschaftsteuer 10%, KM U-K érperschaftsteuersatz 20%,
Wagni skapitalfonds, Unternehmensinvestitionsprogramm)

Insgesamt 7932

(In Prozent des BIP) (0.8)

Quelle:  “Cross Cutting Review of Government Services for Small Businesses’, Ministerium fir Handel und Industrie, September 2002,
URN 02/1324.
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Die fur KMU zustandigen
politischen Entscheidungs-
tréger sollten eine

» Evaluierungskultur*
schaffen

Alle Programme sollten
evaluiert werden

Die Evaluierungsteams sollten
unabhangig, aber informiert
sein

Bereitsin der Planungsphase muss die Programmevaluierung in den
Mittelpunkt des Politikprozesses gestellt werden. Bei der Konzipierung
der rechtlichen Rahmenbedingungen sollten klare Ziele festgelegt wer-
den, die die Basis kinftiger Evaluierungen bilden. Es sollte ein Budget
fr die Evaluierung vorgesehen werden, und die gegebenenfalls erforder-
liche Datenerfassung sollte zum frilhestmdglichen Zeitpunkt beginnen.
Auch die Formulierung einer Evauierungsmethodik bietet Vorteile. Mit
der Behandlung dieser Fragen sollte nicht bis nach der Umsetzung der
Programme gewartet werden.

Um sicherzustellen, dass der Evaluierung eine hohere Prioritét ein-
gerdumt wird, sollten nicht nur einige, sondern alle Programme eval uiert
werden. Uber die Frage, ob alle Programme mit derselben Akribie evalu-
iert werden sollten, lasst sich diskutieren. Es liegt auf der Hand, dass
Evaluierungsverfahren mit hohem Komplexitétsgrad erstrebenswert sind,
weil sie wahrscheinlich genauere Schéatzungen liefern und das Risiko
einer Uberbewertung der Politikfolgen geringer ist. Hinzu kommt, dass
ein konsistent hoher Komplexitdtsgrad der Evauierungen fir ale
Programme einen verlassichen Vergleich zwischen den einzelnen
Programmen ermoglicht. Gegen diese Vorgehensweise spricht, dass es
unangebracht und aus finanzieller Sicht nicht rationell ist, wenn
Programmen mit vollig unterschiedlichem Umfang ein vergleichbares
Evaluierungsbudget zugedacht wird. Und natUrlich bedeutet dies fir
armere und im Entwicklungsprozess weniger weit fortgeschrittene
Lander eine Einschrankung ihrer Handlungsmadglichkeiten.

Es muss Uber die Frage entschieden werden, ob die Evaluierungen
von den fir die Programmabwicklung zusténdigen Ministerien, von
anderen staatlichen Organen oder von externen Organisationen durch-
gefuhrt werden sollten. Es gibt Griinde, die dafiir sprechen, fir die Eva-
luierung Vertreter aus all diesen Bereichen auszuwahlen. Die fur die Pro-
grammdurchfiihrung zustédndigen Ministerien verfligen ganz eindeutig
Uber ein besonderes Insider-Wissen und Versténdnis, wie es keinem
Aulenstehenden zuganglich ist. Sie dirften auch eher in der Lage sein,
die Unterstiitzung seitens derjeniger sicherzustellen, die das jeweilige
Programm durchfihren. Zumindest bei den wichtigsten Evaluierungen ist
die Mitwirkung der Letzteren von zentraler Bedeutung. Auf der anderen
Seite besteht das Risiko, dass diese Ndhe ihre ,, Unabhangigkeit” in Frage
stellen kdnnte und dass es zu einer , Vereinnahmung” der Evaluierung
oder zu politischer Einflussnahme kommt.

Ein Ausweg bestiinde diesbezliglich darin, solche Evaluierungen
von einer speziaisierten Regierungsstelle durchfiihren zu lassen, die von
dem fir die Programmabwicklung zustdndigen Ressort unabhangig ist.
Der Vorteil hierbei wére, dass diese Stelle Uiber mehr fachliche Kompe-
tenz im Bereich der Evaluierung und auch Uber eine grofRere Unabhén-
gigkeit verfligen wirde, als das fur die Programmabwicklung zusténdige
Ministerium. lhr Detailwissen Uber das Programm wére indessen
geringer, so dass sie starker auf die Zusammenarbeit mit den fur die
Programmdurchfiihrung zustandigen Organen angewiesen ware.

Eine dritte Mdglichkeit bestiinde darin, speziaisierte ,,Auf3en-

stehende”, wie z.B. Berater oder Hochschulpersonal, heranzuziehen.
Beide Kategorien bieten den Vorteil eines weniger grof3en ,,Vereinnah-
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Evaluierungen sollten zu
Palitikdnderungen flhren

mungsrisikos®, und ihre Vertreter dirften zudem Spezialisten in ihrem
Fachgebiet sein. Der grofdte Nachteil der Hinzuziehung von Aulenstehen-
den liegt darin, dass dies zu einer Diskussion fihren muss, wenn die
Evaluierung as ein Bestandteil im Prozess der Politikverbesserung
betrachtet wird. Es besteht aber das Risiko, dass eine solche Diskussion
fur die Programmverantwortlichen eine weniger grof3e Bedeutung hat,
wenn sie von AuRRenstehenden geleitet wird, die vielleicht als weniger gut
informiert betrachtet werden, als wenn sie sich aus einer Evaluierung
ergibt, die von den Programmverantwortlichen selbst durchgefihrt wurde.

Evaluierung sollte kein Selbstzweck sein, sondern in den meisten
Féllen zu Anderungen der betreffenden Malnahmen fiihren. Diese Modi-
fikationen konnen entweder die Programmziele betreffen oder die Art
und Weise, wie ein Programm umgesetzt oder abgewickelt wird. Zum
Beispiel kénnen Programme erweitert und auf Unternehmen in Sektoren
ausgedehnt werden, die zuvor nicht erfasst wurden; es kann sich auch
um Anderungen der Programmbedingungen oder der angestrebten Ergeb-
nisse handeln.

Die Modalitdten, nach denen solche Programmverdnderungen
durchgefuhrt werden, dirften je nach Umfang und Profil des einzelnen
Programms und entsprechend den politischen Prozessen voneinander
abwei chen. Der Hauptzweck der Durchfiihrung von Evaluierungen besteht
indessen darin, dass sie die Palitik beeinflussen sollen. In einigen Léndern,
vor dlem bei Programmen mit starker Signalwirkung, kann es nitzlich
sein, wenn aus der Evaluierung stammende Informationen veroffentlicht
werden. Die Wahrscheinlichkeit fur ein solches Vorgehen ist héher,
wenn die Evaluierung von ,, Aul3enstehenden durchgefthrt wurde.



Zentrale Politikempfehlungen

Anwendung des C.O.T.E.-Analyserahmens auf die KMU-Politik (die Bedeutung der Abkirzung ist im
Folgenden durch fettgedruckte Buchstaben kenntlich gemacht):

Clarity and Coherence: Klarheit und Kohérenz der KMU-Politiken setzen voraus, dass fur politi-
sche Eingriffe ein eindeutiger Grund genannt und die mit ihnen verfolgte Absicht bekannt
gegeben wird. Die verschiedenen Regierungsinstanzen, die mit den KMU interagieren, um deren
Entwicklung zu erleichtern, sollten sicherstellen, dass ihre Bemiihungen koharent und aufeinander
abgestimmt sind.

Objectives: Zielsetzungen der KMU-Palitik sollten klar definiert sein. Beispiele hierfiir wéren u.a
die Grindung neuer Unternehmen, das Wachstum bestehender Unternehmen oder die Forderung der
unternehmerischen Initiative unter bestimmten Zielgruppen der Bevolkerung.

Targets. Einzelziele sollten so festgelegt werden, dass eine Messung mdglich ist, um leichter beur-
teilen zu kénnen, bis zu welchem Grad die Ziel setzungen erreicht wurden.

Evaluation: Evaluierung der Politik, die auf klaren Politikzielen basieren muss, sollte der wichtigste
Prifstein fur ihre Wirksamkeit sein.

Schaffung einer , Evaluierungskultur* durch Mal3nahmen, die die Programmevaluierung zu einem zentralen
Element des Politikprozesses machen. Die Evaluierung sollte sich nicht darauf beschranken, eine Art von nach-
tréglicher Bilanz zu liefern, sondern dazu dienen, Informationen fur den laufenden politischen Entscheidungs-
prozess zur Verfligung zu stellen, dessen Zielsetzungen und Einzelziele angesichts der Evaluierungsergebnisse
gedndert werden konnen.

Einbeziehung der Methodik und des Budgets der Programmevaluierung in die Rechtsetzungsverfahren. Hiermit
sollte nicht bis zum Ende der Programmdurchfiihrung gewartet werden.

Sicherstellen, dass eine Evaluierung fur ale und nicht nur fir einige ausgewéhlte Programme durchgeftihrt wer-
den muss.

Durchfiihrung der wichtigsten Evaluierungen durch unabhéngige, aber gut informierte Prifer. Dennoch ist es
unbedingt notwendig, die Programmteams, d.h. die politischen Entscheidungstréager und die Praktiker mit ein-
zubeziehen.

Evaluierung aler Programme unter Anwendung der anspruchsvollsten Verfahren, die unter Berlicksichtigung
des Gebots der Kosteneffizienz realisierbar sind. In der Praxis wird es fur die Beurteilung kleinerer Programme
stérker vergrobernder Ansétze bediirfen.
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AUF DEM WEG ZU EINER SYSTEMATISCHEREN STATISTISCHEN ERFASSUNG

Die empirische Basis fur
die Formulierung der
KMU-Politik ist
unzulénglich

Die Ursache hierfur
sind grundlegende
konzeptuelle Probleme
und Kostenerwagungen

Aber es gibt noch Raum
fur Verbesserungen

DESKMU-VERHALTENS

Ein zweites stéandig wiederkehrendes Thema bei den Vorbereitungs-
arbeiten zur Konferenz von Istanbul war die unzuléngliche empirische
Datengrundlage fir einen fundierten politischen Entscheidungsprozess in den
Bereichen KMU und unternehmerische Initiative. Defizite treten auf zwei
Ebenen zu Tage:

Die datistische Basis, die die Faktengrundlage fir die Anayse
liefert, ist unzulanglich, vor alem was die Datenvergleichbarkeit auf
internationaler Ebene angeht; infolgedessen

sind qudlitativ hochwertige empirische Analysen, insbesondere |ander-
vergleichende Studien und Querschnittsanalysen, die eine Unter-
suchung der wichtigen wirtschaftlichen Faktoren oder Politiken im
Zeitverlauf ermdglichen, nur begrenzt verfiigbar.

Fir den gegenwartigen Zustand gibt es mehrere Griinde, von denen
zwel besonders wichtig sind:

Die KMU-Statistik ist im Grunde genommen nur eine nach Grofen-
ordnungen aufgegliederte Unterkategorie der strukturellen Unter-
nehmensstatistik. Dieses dtatistische System weist grundlegende
Definitionsprobleme auf, vor alem was die statistische Grundeinheit
betrifft, die es zahlenmafdig zu erfassen, zu messen oder zu beobach-
ten gilt. Diese Probleme erschweren die Datensammlung und haben
sich als Hindernis fir eine internationale Einigung Uber entspre-
chende Grundkonzepte und Methoden erwiesen.

Es ist wiinschenswert, die Kosten der statistischen Amter zu begren-
zen und die mit der Erteilung von Auskinften verbundene Belastung
fur die Unternehmen, und namentlich die KMU, zu reduzieren,
anstatt sie weiter zu erhdhen.

Angesichts dieser grundlegenden Probleme Uberrascht es kaum, dass
detaillierte Subsets solcher Daten, z.B. Uber die unternehmerische Tétigkeit
von Frauen, und deren Analyse praktisch nicht existieren.

Im Rahmen der Vorbereitungsarbeiten fir die Konferenz von Istanbul
haben Vertreter der nationalen Statistikémter diese Probleme untersucht und
Wege aufgezeigt, wie sich die Situation verbessern lief3e. Einige Mal3-
nahmen, vor alem die Einrichtung integrierter statistischer Gewerberegister,
die Einflhrung einheitlicher Identifikationsnummern fir Unternehmen, um
Daten effizienter zu verknipfen, und ein strkerer Rickgriff auf Verwaltungs-
datenquellen (z.B. Finanzémter, Handelskammern), sind nur auf nationaler
Ebene durchfihrbar und werfen verschiedene Probleme auf (z.B. im Hinblick
auf den Datenschutz, die Strukturierung der Gewerberegister), fir deren
Losung es rechtlicher, technischer und organisatorischer Initiativen bedarf,
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die von den zusténdigen Stellen unterstiitzt werden. Andere Mal3nahmen
kénnen in lohnender Weise auf internationaler Ebene ergriffen werden. Dies
betrifft z.B. das Anlegen eines Verzeichnisses der bestehenden Praktiken, das
die Schwachstellen deutlicher zu Tage treten lassen wird, und Bemihungen
zur Verstandigung auf Zieldefinitionen und -klassifikationen, die in dem
Mal3e einen internationalen Vergleich erleichtern wirden, wie die nationalen
Praktiken in diese Richtung konvergieren. Aber all dies wird Zeit in An-
spruch nehmen, und noch langer wird es dauern, um von der Lésung dieser
Probleme zur Sammlung sachdienlicher, flr Lé&ndervergleiche tauglicher
Daten zu gelangen. Doch die im Kasten ,Zentrale Politikempfehlungen*
zusammengefassten V orschlége bilden hierflr eine gute Ausgangsbasis.

Zentrale Politikempfehlungen

Forderung der internationalen Konvergenz statistischer Konzepte und Verfahren. Forderung der Fest-
legung gemeinsamer Ziele, Datenformate und Verfahren seitens der Lander, vor allem hinsichtlich der statisti-
schen Beobachtungseinheiten und Gréfienkategorien. Die OECD sollte weiter als Forum fungieren, das optimae
Verfahrensweisen der Datenerfassung, -bearbeitung und -verbreitung fordert.

Forderung einer besseren Vergleichbarkeit der Statistiken auf internationaler Ebene. Hierzu ist es erfor-
derlich, dass die OECD ihren Bestand an Unternehmensstatistiken ausbaut und Empfehlungen fir die Verbesse-
rung der Qualitét und internationalen Vergleichbarkeit der Daten erarbeitet. Die Volkswirtschaften der Nicht-
mitgliedslander sollten nach Mdglichkeit in diese Arbeiten einbezogen werden.

Schaffung eines integrierten statistischen Unternehmensregisters. Hierzu ist es erforderlich, dass die Lander
eine einheitliche Identifikationsnummer fur Unternehmen einfiihren, so dass Daten verschiedener Herkunft in
Ubereinstimmung gebracht werden konnen. Des Weiteren ist es hierzu notwendig, dass die politischen Ent-
scheidungstrager die — meist juristischen — Hindernisse beseitigen, die den nationalen statistischen Amtern den
Zugang zu administrativen Daten verwehren, z.B. zu Daten von Finanzdmtern und Handel skammern.

Die Datenverknipfung fordern, um die existierenden Daten besser zu nutzen und die fir KMU mit der
Erteilung von Auskinften verbundene Belastung zu reduzieren. Datenbanken mit verknipften Daten
konnen die Informationsbasis fir politikrelevante Forschung stérken, machen es aber erforderlich, dass die
statistischen Amter Vorkehrungen fiir den Zugang zu den Daten treffen und zugleich die Vertraulichkeit der von
einzelnen Unternehmen zur Verfiigung gestellten Daten gewahrleisten.

Durchfihrung politikrelevanter empirischer Analysen zur Unterstiitzung einer auf tatsachengestiitzten
politischen Entscheidungsfindung. Landervergleichende Analysen und Langsschnittstudien, die eine Analyse
des Unternehmensverhaltens im Zeitverlauf ermdglichen, geben Aufschluss Uber den Effekt der Politiken auf
Unternehmensergebnisse und -wachstum sowie Uber Unterschiede zwischen den einzelnen OECD-L éndern.

37



OECD PUBLICATIONS, 2, rue André-Pascal, 75775 PARIS CEDEX 16
PRINTED IN FRANCE
(00 2004 2A 5 P) — No. 82680 2004



	INHALTSVERZEICHNIS
	VORWORT
	EINFÜHRUNG
	Den Ministern bietet �sich Gelegenheit zur Beurt�
	... und zur Förderung dynamischer, innovativer K�
	Im vorliegenden Bericht sind die für die Konfere�

	UNTERNEHMERGEIST UND INNOVATION IN KMU
	
	
	Unternehmerische Initiative und Unternehmensgrün�


	Durch unternehmerische Initiative und Unter�nehm�
	... werden Wachstum und Produktivität gefördert�
	... und soziale Vorteile geschaffen
	Die Politik sollte für ein Geschäftsumfeld sorge
	Die regulierungsbedingten und administrativen Bel
	Aus- und Weiterbildung können der Entstehung ein�
	Die lokale Dimension muss berücksichtigt werden
	Programme und Förder�maßnahmen sollten systemat�
	... und soweit möglich �auf empirische Belege g�
	
	Unternehmerische Initiative bei Frauen fördern


	Der Unternehmergeist von Frauen kann eine wichtig
	... dieses Potenzial bleibt jedoch großenteils u
	Im Interesse einer sachlich fundierten Politikges
	... es können jedoch bereits Hindernisse identif
	Fortschritte sind möglich durch die Beseitigung �
	... durch die Einbeziehung einer weiblichen Pers�
	... und indem sichergestellt wird, dass sich Unt�

	INSTRUMENTE ZUR FÖRDERUNG DER INNOVATIONSFÄHIGKE
	
	
	Finanzierung innovativer KMU


	Der unzureichende Zugang zu Wagniskapital ist ein
	Das Hauptproblem betrifft Kompetenzen und Fachwis
	... und nicht etwa mangelnde Geldmittel
	Staatliche finanzielle Unterstützung sollte sich�
	Die internationalen Kapitalmärkte spielen ebenfa�
	Das Reglementierungs�umfeld sollte so ausgestalt�
	Die Identifizierung und Messung immaterieller Aktiva sollte verbessert werden
	
	Cluster, Netzwerke, Partnerschaften und Rechte an �geistigem Eigentum


	KMU müssen externe Informations-, Wissens- und T�
	Netzwerke innovativer Unternehmen sollten geförd�
	Public-Private-Partnerships sind �ein guter Ansa�
	... ebenso wie räumlich konzentrierte Cluster in
	KMU müssen das System geistiger Eigentumsrechte �

	KMU IN DER GLOBALEN WIRTSCHAFT
	
	
	KMU den Zugang zu globalen Märkten erleichtern


	Die Globalisierung bietet Chancen für KMU ...
	... und bringt Heraus�forderungen mit sich
	KMU sind auf globalen Märkten bislang noch wenig�
	Die staatlichen Stellen sollten die Hindernisse f
	... insbesondere die nichttarifären Handelshemmn
	
	Die Einführung des elektronischen Geschäftsverke


	Der elektronische Geschäftsverkehr kann KMU viel�
	... sie haben jedoch später als die Großunterne�
	Die Liberalisierung und die Einführung von Wettb�
	... und digitale Inhalte, einschließlich einer v
	Vertrauen, Sicherheit, Schutz der Privatsphäre u�
	... ebenso wie qualifizierte Mitarbeiter

	STÄRKUNG DER ENTWICKLUNGSFÖRDERNDEN ROLLE VON KM
	Die Volkswirtschaften �der Übergangs- und Entwic
	Die KMU können zu Entwicklung und Armuts�linderu
	Auf KMU ausgerichtete Maßnahmen sollten in �brei
	Die Handels- und Investitions�kapazitäten der KM
	Die Nutzeffekte ausländischer Direktinvestitione�
	Die Regierungen der Industriestaaten sollten �di�

	EVALUIERUNG DER KMU-POLITIKEN UND -PROGRAMME
	Systematische Evaluierungen sind ein wesentlicher Bestand˜teil eines gut durchdachten KMU-Politikrahmens
	Die für KMU zuständigen politischen Entscheidung
	Alle Programme sollten evaluiert werden
	Die Evaluierungsteams sollten unabhängig, aber i�
	Evaluierungen sollten zu Politikänderungen führe

	AUF DEM WEG ZU EINER SYSTEMATISCHEREN STATISTISCHEN ERFASSUNG �DES KMU-VERHALTENS
	Die empirische Basis für die Formulierung der KM�
	Die Ursache hierfür �sind grundlegende konzeptue
	Aber es gibt noch Raum für Verbesserungen




